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Amſterdam, 2. Juni. (W. T. B.) Das Reuterſche Bureau
meldet aus Paris, daß den öſterreichiſchen Bevoll-
mächtigten in Saint Germain die Friedensbedin-
gungen der alliierten und aſſoziierten Mächte, mit Ausnahme
der militäriſchen, der Wiedergutmachung, der finanziellen und
gewiſſer Grenzklauſeln, überreicht wurden. Die erwähnten
Klauſeln, die noch nicht zur Ueberreichung bereit ſind, werden
ſo bald wie möglich ausgehändigt werden, und die Oeſter

reicher werden inzwiſchen Gelegenheit haben, mit der Arbeit
an dem größeren Teil des Vertrages anzufangen.

Der öſterreichiſche Vertrag folgt genau den Umriſſen des
deutſchen und iſt an vielen Stellen bis auf die Aenderung des
Namens mit ihm identiſch. Oeſterrei (der Ausdruck
Deutſchöſterreich wird vermieden) wird durch den Vertrag ein

Staat von etwa ſechs Millionen Einwohner,die ein Gebiet von 50 000--60 000 engliſchen Quadratmeilen
bevölkern. Es erkennt die vollſtändige Unabhängigkeit Ungarns,
der TſchechoSlowakei und des Serbiſch-Kroatiſch-Sloweniſchen
Staates an und tritt andere Gebiete, die früher mit ihm zu
fammen die öſterreichiſchungariſche Monarchie gebildet haben,
ab. Oeſterreich willigt darin, den Völkerbundsvertrag und die
Arbeitercharte anzuerkennen, auf alle ſeine außereuropäiſchen
Rechte zu verzichten, alle ſeine See und Luftſtreitkräfte abzu
rüſten, den alliierten und aſſoziierten Mächten das Recht zur
gerichtlichen Verfolgung derjenigen ſeiner Untertanen zuzu-
geſtehen, die ſich der Verletzung der Geſetze und Bräuche des
Krieges ſchuldig gemacht haben, und detaillierte Beſtimmungen
über Beziehungen und die Freiheit des Tranſitverkehrs ähnlich
denen im deutſchen Vertrag anzunehmen.

Der erſte Abſchnitt des vom Reuterſchen Bureau gemeldeten
Auszugs enthält den Völkerbundsvertrag, der zwölfte den
Arbeitsvertrag, beide ſind mit den betreffenden Abſchnitten
im deutſchen Vertrag identiſch. Dasſelbe gilt von Abſchnitt
ſechs, der von den Kriegsgefangenen und den Gräbern, und
von dem Abſchnitt zehn, der von der Luftſchiffahrt handelt.
Desgleichen iſt auch Abſch. 13 des deutſchen Vertrages, der die
Grundlinien für die Durchführung enthält, in den öſterreichi
ſchen Vertrag aufgenommen.

Der Abſchnitt zwei behandelt die Grenzen. Die Nordgrenze
gegen die Tſchecho-Slowakei folgt den alten Verwaltungs-
grenzen, die die Provinzen Böhmen und Mähren von Ober-
und Unteröſterreich trennten, mit einigen kleineren Berichti-
gungen, vor allem in der Gegend von Gmünd und Felsberg
und längs des Morawa- Fluſſes. Die Südgrenze gegen Jtalien
und den Serbiſch-Kroatiſch-Sloweniſchen Staat ſoll ſpäter von
den hauptſächlichſten alliierten und aſſoziierten Mächten feſt
geſetzt werden. Jm Oſten verläuft die Grenzlinie knapp öſt-
lich von Bleiburg und überſchreitet die Drau knapp oberhalb
der Lavant.

Oeſterreich verzichtet auf alle Rechte, Titel und Privilegien
außerhalb Europas.
hege militäriſchen Bedingungen werden vorbe-
alten.
Alle öſterreichiſchungariſchen Kriegsſchiffe

mit Einſchluß der Donauflottille werden als endgültig den
hauptſächlichſten alliierten und aſſoziierten Mächten ausge
liefert betrachtet.

Die auf Luftfahrt bezüglichen Bedingungen decken ſich faſt
ganz mit denen im deutſchen Vertrage.

Oeſterreich willigt darin, keine Militär-, Marine oder auf
die Luftfahrt bezüglichen Miſſionen ins Ausland zu ſchicken,
und öſterreichiſche Staatsangehörige dürfen nicht in die Armee,
die Flotte oder den Luftdienſt ausländiſcher Mächte eintreten.

Die Bedingungen für den Tranſitverkehr ſind dieſelben wie
im deutſchen Vertrage. Für den öſterreichiſchen Tranſitverkehr
über früher öſterreichiſch-ungariſches Gebiet, um Oeſterreich
einen Zugang zur Adria zu ſichern, ſind beſondere Vorkeh-
rungen getroffen. Der Vertrag tritt in Kraft, ſobald er von
Oeſterreich und drei der hauptſächlichſten alliierten und aſſo-
gziierten Mächten unterzeichnet iſt.

Die neuen Grenzen Dentſch-Oeſterreichs.
Amſterdam, 2. Juni. (W. T. B.) Das Reuterſche Bureau

meldet ergänzend r Friedensvertrag mit Oeſterreich aus
aris, daß die ſüdliche Grenze Oeſterreichs gegen
talien an der Waſſerſcheide zwiſchen Jnn und Drau imrden und den Lombardiſchen öden im Süden entlangläuft,

dann über den Brennerpoß geht das Sextental zu Italien
ſchlägt. Die Grenze Oeſterreichs gegenüber dem Serbiſch
Kroatiſch-Sloweniſchen Staate wird von den haupt-
ſächlichen alliierten und aſſoziierten Mächten ſpäter feſtgelegt
werden.
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Zu dem Gewaltfrieden für Oeſterreich ſchreibt der Vorwärts:
So viel man bisher ſieht, ſoll das alte Staatsgebiet durch
plumpe Eingriffe von außen zu einer Hölle für alle, ganz be
ſonders aber für unſere deutſchen Volksgenoſſen, gemacht wer-
den. Das iſt kein Verſtändigungsfrieden, der nur von den
Völkern Oeſterreichs ſelbſt g: chloſſen werden konnte, ſondern
ein Gewaltfrieden, der eine wirkliche neue Rechtsord-
nung nicht zu ſchaffen vermag und der durch gemeinſamen Druck
ehe terreich nur noch feſter an Deutſchland ſchmieden

cualtfrieden auch für Oeſterreih. Galgenfriſt bis zum 15. Junf.
BParis, 2. Juni. (W. T. B. Havas.) Echo de Paris ver

ſichert, daß die Antwort im Namen der Alliierten
dem Grafen Brockdorff durch Clemenceau am Freitagüber-
reicht werden wird. Sie wird, wie man ſagt, eine be
gründete Zurückweiſung enthalten, nach welcher
Deutſchland die Bedingungen der Entente vor
dem 15. Juni anzunehmen hat.
Die Friedensbedingungen für Bulgarien.
Amſterdam, 2. Juni. (W. T. B.) Dem Algemeen Han

delsblad zufolge meldet der Pariſer Korreſpondent des Daily
Herald, er habe von maßgebender Seite erfahren, daß die Ar
beiten zu dem Konzept des Friegensveitrags für
Bulgarien gut vorwärtsſchreiten. Der Vertrag iſt jetzt
ſoweit fertiggeſtellt, um vom Rat der Vier erwogen zu werden.
Die Beſtimmungen lauten u. a.: Die Bulgaren treten das

n Küſten gebiet am Aegäiſchen Meer, welches
Bulgarien nach dem Balkankriea annektiert hat, an Griechen-
land ab. Griechenland erhält auch Adrianopel und einen
Teil der Gebiete in Thrazien. Die geſamte Küſte des
Marmarameeres und die Halbinſel Gallipoli werden weiterhin
zu Konſtantinopel gehören. Die Bulgaren erhalten einen
Freihafen im Aegäiſchen Peeer, und. zwar entweder Saloniki,
Kawala oder Dedeagatſch nach ihrer freien Wahl. Die Gebiete,
die dieſe Weiſe an Griechenland fallen, ſind überwiegend
türkrſch.

Die Ententeſozialiſten gegen den Diktat-
frieden.

.„Mailand, 2. Juni. Hier traten Vertreter derita-
lieniſchen, engliſchen und franzöſiſchen So-
zialiſten zuſammen. Jhre Beratungen ergaben eine be-
merkenswerte Uebereinſtimmung bezüglich der Stellungnahme
u den Bedingungen des Gewaltfriedens von Verſailles. Der
bgeordnete Turgti ſchlug eine gleichzeitige Aktion

des ſozialiſtiſchen Proletarigats vor, um eine
Aenderung der Friedensbedingungen zu erzwingen. Die Ver
treter des italieniſchen Gewerkſchaftsbundes erklärten, die
talieniſchen Arbeitermaſſen ſeien bereit, ſich der Proteſt
kewegnung der ſozialiſtiſchen Jnternationale
anzuſchließen. Macdonald ſprach ſich im Namen der eng
liſchen Arbeiterverbände ganz entſchieden für die Ableh
nung der Friedensbedingungen der Entente aus.
Die engliſchen Arbeiter und Sozialiſten hätten anfgehört, die
Regierung zu unterſtützen. Bei den nächſten Wohlen werde die
Regierung geſtürzt werden. Die Jnter nationale
müſſe dabei nen erſtehen. Longuet ſprach ſich genau wie
ſein engliſcher Kollege aus. Der Gewaltfriede Clemenceaus
werde nur ein vorbergehender Trinmph ſein. Der Erfolg der
Debatte war der Beſchluß, mit allen ſozialiſtiſchen Parteien der
Welt ein einheitliches Vorgehen in der Form eines 24ſtündi-
gen internationalen Generalſtreiks zu verein-
baren.

Die Streiks in Frankreich.
Verſailles, 2. Juni. (W. T. B.) Die Arbeiterbewegung

in Frankreich nimmt weiter zu. Laut Natin hat die Streik
bewegung der Bergwerks arbeiter in Nordfrank-
reich über Nacht weiter an Umfang gewonnen. Es feiern Feute
vormittag mindeſtens 82 000 Bergleute in Rerdfrankreich.
Die Bergarbeiterverbände im übrigen Frankreich beſchloffen,
am 16. Juni den Generalſtreik zu erklären, falls bis dahin
nicht alle ihre Forderungen durchgeſetzt ſeien.

Die Angeſtellten der Pariſer Warenhäuſer rühren ſich eben-
falls. Jm Warenhaus Printemps wurde heute der General
ſtreik erklärt. 5000 Angeſtellte traten die Arbeit nicht an.
Auch in der Provinz ſtreiken zahlreiche Arbeiter.

Paris, 2. Juni. (Havas.) Die Metallarbeiter und
e»arbeiterinnen der Gegend von Paris haben infolge des
Scheiterns der Verhandlungen mit den Arbeitgeberverbänden
über die Einführung des Achtſtundentages beſchloſſen, am 2. Juni
in den Streik einzutreten.

Die neuen Kriegstreibereien.
Zu der geſtern von uns veröffentlichten „Rundfrage“ der

„Oberſten Heeresleitung' und den von militäriſchen Kom-
mandoſtellen verſchickten „Fragebogen“ bemerkt die Frei-
heit u. a. noch:

Die Oberſte Heeresleitung ſorgt für die Wiederaufnahme des
Krieges nicht nur in der von der 9. Jnf.Brigade Züllichau be
ſcheinigten Art. Auch Operationspläne für Trup-
pen bewegungen und Kämpfe ſind vorbereitet. Darüber
wird Herr Oherſt Hehe, der Chef der Operationsabteilung bei
der Oberſten Heeresleitung, genaue Auskunft geben können.
Wie wir hören, hat er die Operationspläne entworfen. An
ſcheinend hat er und die Oberſte Heeresleitung ſich dabei des
Rates von Ludendorff zu erfreuen, der bis vor kurzer
Zeit in dauernder, täglicher Kurier- und Telegrammverbindung
mit der Oberſten Heeresleitung ſtand und wahrſcheinlich dieſe
Verbindung noch aufrechterhält. Falls der Regierung die Be
fragung der Oberſten Heeresleitung unbequem iſt, kann ſie ſich
ja mit Herrn General Ludendorff darüber ausſprechen. Der
Herr Gouverneur Schöpflin wird der Regierung die Woh-
nung Ludendorffs mitteilen können. Das Oberkommando in
den Marken, an deſſen Spitze Herr Gouverneur Schöpflin ſteht,
liegt in der Nachbarſchaft der Wohnung Ludendorffs,

Der Ledebour-Prozeß.
Aus Berlin ſchreibt man uns:
Der Prozeß gegen den Genoſſen Ledebottr gewinnt täglich

an politiſcher Bedeutung. Er wird zu einer Anklage
gegen die Regierung Ebert-Scheidemann, deren
Dovpelſpiel kmmer deutlicher enthüllt wird, und deren er-
ſchütterte Autorität immer neue Stöße erhält. Die Verhand
lungen kennzeichnen ebenſo unſere politiſchen Zuſtände wie
unſere Rechtspflege.

Mit aller Beſtimmtheit muß erklärt werden, daß u. E. das
geſamte Verfahren gegen Ledebour wie gegen alle unſere
Parteigenoſſen und Mitglieder der Kommuniſtiſchen Partei,
ſoweit es ſich um ihre Teilnahme an der revolutionären Be
wegung handelt, auch im Rahmen des geltenden Rechts, ge
ſetz lich nicht durchführbar iſt.

Wenn die Geſetze richtig und ſinngemäß ausgelegt würden,
ſo wäre die Anwendung und Durchführung der Strafgeſetze auf
die politiſchen Handlungen der Mitglieder im Bürger
krieg unterlegener Parteien ausgeſchloſſen.

Das Geſetz 22 der St.-P.-O. 1.) hat zum oberſten Grund
ſaß erhoben, daß niemand in einer Sache Richter
ſein kann und darf, der durch die abzuurteilende Aktion ver
letzt iſt oder im Falle des Erfolges verletzt worden wäre. Jn
dem Prozeß gegen Ledebour und in allen Spartakusprozeſſen

ſind Berufs und Laienrichter der angegriffenen Bourgeoiſie
die Verketzten, die politiſche Tat des Angeklagten richtet ſich
gegen das reaktionäre Bürgertum.

Die politiſche Aktion richtet ſich gegen die geſamte gegneriſche
Klaſſe, darum können ſie nicht unparteiiſch über die politiſchen
Handlungen ihrer Gegner urteilen. Nach ihrem eigenen Geſetz
kann die Bourgeoiſie keine Richter ſtellen, weil die et
Klaſſe getroffen werden follte und in ihrer Geſamtheit ve
iſt. Die Richtigkeit unſeres Standpunktes, daß die rein poli
tiſchen Handlungen des Bürgerkrieges nicht ſtrafrechtlich quali-
fiziert werden dürfen, verdeutlicht ſich durch die Gegenüber-
ſtellung mit dem wirtlich gemeinen Verbrechen. Der aus
Selbſtzucht handelnde Plünderer verletzt immer einzelne Per
ſonen, nie eine ganze Klaſſe, und ſeine Aburteilung nach dem
Strafgeſetze verſtößt nicht gegen den Geiſt dieſer Geſetze.

Die Anſicht, daß es mit den Grundſätzen der Gerechtigkeit
unvereinbar iſt, daß die ſiegreiche Partei über den unterlegenen
Gegner zu Gericht ſitzt, haben die Wortführer des deutſchen
Bürgertums und die Rechtsſozialiſten in der jüngſten Zertt
mit beſonderem Nachdrucke vertreten. Seitdem die Entente
die Abſicht bekundet, Wilhelm II. und ſeine Handlanger vor
ein Gericht des Völkerbundes zu ſtellen, alſo von Staatsange
hörigen der Ententeſtaaten aburteilen zu laſſen, erhob ſich in
der bürgerlichen Preſſe ein Entrüſtungsſturm. Die Rechts
lehrer aller deutſchen Univerſitäten erließen eine gemeinſame
Proteſterklärung. Warum erheben dieſe Männer nicht ihre
Stimme zum Schutze der Armen und Beſitzloſen im Lande
Warum proteſtieren ſie nicht gegen die widerrechtliche Ver
folgung unglücklicher beſiegter Revolutionäre? Bei den all
gemeinen Grundſätzen der Gerechtigkeit macht es keinen Unter
ſchied, ob es ſich um Völkerrecht oder ein ſtaatliches Recht
handelt. Wenn ein ſolcher Proteſt gegen die Verfolgung der
Revolutionäre von ſeiten der deutſchen Rechtslehrer nicht er
erfolgt, ſo liegt das daran, daß die Rechtsfakultäten der deut
ſchen Univerſitäten Hochburgen des Klaſſenvorurteils ſind, und
es ſcheint in dieſem Zuſammenhange angebracht, das revolutio
näre Proletariat auf dieſe Quelle der Klaſſenjuſtiz mit aller
Deutlichleit hinzuweiſen.

Was nun die einzelnen Prozeßvorgänge betrifft, ſo iſt es zu
nächſt aufgefallen, daß dem Angeklagten bei ſeiner verant
wortlichen Vernehmung ein ungewöhnliches Maß von Rede-
freiheit gewährt wurde. Dieſe ſcheinbare Vergünſtigung iſt
vom Standpunkte des kriminal- pſychologiſch geſchulten Vor
ſitzenden ſehr überlegt und berechnet. Zunächſt machte dieſe
Redefreiheit den erwünſchten Eindruck der Objektivität für die
Oeffentlichkeit, ſodann aber und das iſt das weſentliche
war es bei dem bekannten Charakter und Temperament Lede-
bours nur zu wahrſcheinlich, daß er, je ungezwungener er ſich
nach viermonatlicher Haft ausſprechen durfte, um ſo eher eine
Anzahl Aeußerungen tun würde, die ſich im Sinne der Anklage
verwenben und feſtnageln laſſen würden. Jn einem Verhör,
das Ledebour als ein prophylaktiſches kennzeichnete, hat der
Vorſitzende auch verſucht, den Angeklagten feſtzulegen, aber es
war ein vergeblicher Verſuch. Der Angeklagte merkte die Ab
ſicht und verwahrte ſich auf das entſchiedenſte gegen derartige
Experimente.

Jn die Vernehmung des Angeklagten fällt nur die erſte
Merkwürdigkeit der Haftverhandlung. Das Gericht beſchloß auf
Antrag der Staatsanwaltſchaft, vor den Geſchworenen einen
Artikel aus dem Dresdner Kommuniſten vom 19. Januar 1919
zu verleſen. Die Handlungen, die Ledebour verſchuldet haben
ſoll, ſind in der erſten Januarwoche begangen, der politiſche
Standpunkt Ledebours iſt durchaus nicht mit dem Dresdner
Kommuniſten identiſch. Aber das kümmert weder Staats
anwalt noch Gericht. Jn dem Artikel wird die
Zeitungen gefordert, und im Anfang Januar ſind in Berlin
tatſächlich Zeitungen beſetzt worden. Folglich gehört der Ar-
tikel zur Verhandlung. Das iſt die Logik des Gerichts. Dieſe
Hineinziehung iſt um ſo ſchärfer zu kritiſieren, als das Gericht
während der Beweisan nahme die Verteidigung beſchränkt hat.
Nachdem ſtundenlang die Vorwäxtsbeſetzung erörtert warden
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h e e e e erlegen. auf gewiſſe Lorgang do
nd nach der Vorwärtsbeſetzung, nämlich auf die
orſchungen des Vaters nach dem ermordeten Fernbach, einzu
ſehen. Das Gericht hat dagegen einen Ueberfall auf das Poſt
unt am Schleſiſchen Bahndofe den Geſchworenen vorgeführt,
wohl für den Zuſammenhang mit dem Angeklagten Ledebour
auch nicht der Schatten eines Beweiſes gegeben war. Die
dürgerliche Preſſe wird wie im Prozeß gegen die Mörder
Sedinechts und Luremburgs dieſe Vorkommniſſe als unweſent
Sede Mißgriffe hinzuſtellen ſuchen. Wir aber wiſſen, daß in
dieſem Vorgehen Syſtem liegt. Jm Hochverratsprozeß gegen
Siebknecht. Bebel und Hepner wurde mit denſelben Methoden
uf die Geſchworenen eingewirkt. Damals wurde in Leipzig
gleich das ganze kommuniſtiſche Maniſeſt verleſen. Damals
mußte ſich Wilhelm Liebknecht dagegen verteidigen, daß der
Sießener Polizeibericht verleſen wurde, der von der Ver
ſwwörung Baboenfs ausging, und daß mit den Anſichten eines
Rannes, der dreißig Jahre vor Liebknechts Geburt hingerichtet
urde, die Abneigung der Geſchworenen gegen Liebknecht er
zeugt werden ſollte. Unſer Gerichtsverfahren hat ſich jetzt
dahin vervollkommnet, daß gegen den Angeklagten Ledebour
mit einem Aufſatze, der einige Wochen nach den zur Anklage
Kebenden Vorkommniſſen veröffentlicht wurde, gearbeitet wor
den iſt.

Für die Betreisaufnahme iſt es ſodann tyviſch, daß zunächſt
die Veſerung des Vorwärts, des Wolffs Telegraphen-Bureaus,
die Raubanfälle auf ein Poſtamt und ähnliche Vorkommniſſe
erörtert wurden, bevor der urſächliche Zuſammenhang mit der
Tätigkeit des Angeklagten feſigeſtellt worden iſt. Das geſunde
Rechtempſinden hätte es gefordert, daß in erſter Reihe feſt-
geſtellt wurde, was hat der Angeklagte getan, und in zweiter
Linie erſt, was hat ſich daran angeſchloſſen.

Am deutlichſten tritt dieſes Beſtreben mit den Anſchauungen
der heutigen Machthaber parallel zu gehen, in der Behandlung
der Haftentlaſſungsanträge der Verierdigung durch
das Gericht zutage. Staatsanwaltſchaft und Gericht wurden
nicht müde, immer wieder und wieder zu verſichern, wie ſehr
ſt bedanern, den Angeklagten bei ſeinem hohen Lebensalter in
Haft halten zu müſſen. Das Strafrecht des kaiſer-
lichen Rußland enthielt die Beſtimmung, daß Perſonen
über 70 Jahre nicht verfolgt werden dürſten. Dem
deutſchen Recht iſt dieſer humane Gedanke noch fremd. Um ſo
mehr wäre es die Pflicht der Richter, die Härte des beſtehenden
Nechts in dem RPahmen des richterlichen Ermeſſens nach Mög-
lichkeit zu mildern. Die Verhandlung auf freiem Fuße hätte
dem Angeklagten ermöglicht, durch Rückkehr in ſeine Wohnung,
ich während der wochenlangen Verhandlungen einige körperliche
rieichterungen zu verſchaffen. Hier mußte es ſich zeigen, ob

juriſtiſches Handwerk im Dienſte der Obrigkeit, oder freies
Menſchentum und ſtarkes Rechtsempfinden die Entſcheidungen
diktierten. Das Gericht ſelbſt hat es als glaubhaft bezeichnet,
daß der Angeklagte zu den Verhandlungen erſcheinen würde,
dennoch hat es ſich auf den Standpunkt der Staatsanwaltſchaft
geſtellt und den Angeklagten in Haft behalten.

Bei der Debatte über die Haftentlaſſungsanträge kam es zu
den beftigſten Zuſammenſtößen. Die Maske der konventionellen
SHoflichkeit fiel, und der ganze Haß, deſſen ſich die Führer der
Unabhängigen bei der Bourgeoiſie erfreuen, kam zum Durch
bruch.

Was der Prozeß bisher gebracht hat, iſt nur ein Auftakt. Aber
das Proletariat weiß, was es zu erwarten hat. Es muß
ſich in Ruhe vorbereiten auf ſeine Stunde. Dieſe Stunde
wird kommen!

Am die internationale Arbeitergeſetzgebung.

Aus einer neuen Note Clemenceaus.
Paris, 1. Juni. (W. T. B. Havas.) Jm Namen der

ehiierten und aſſoziierten Regierungen antwortete Cle-
mencegau auf die deutſche Ergänzungsnote, be-
treffend die internationale Arbeitergeſetzgebung u. a., daß die alliierten und aſſoziierten Regierungen
an der Ausarbeitung der internationalen Arbeitergeſetzzebung
mitarbeiten wollten, daß aber die Geſetze von den Vertretern der
geſamten Arbeiterſchaft angenommen werden müßten. Bei
wahrhaft demokratiſchen Regierungen könnten die Anſichten
und Intereſſen der Regierungen mit denen der Arbeiter in keinem
Widerſpruch ſtehen. Die ſchon jetzt vorhandene internationale
Arbeiterorganiſation ſei durchaus in der Lage, jeden von einem
Mitgliede der Organiſation eingereichten Vorſchlag praktiſch

u behandeln. Die Beſchlüſſe des internationalen Gewerkſchafts-
reſſes in Bern ſeien entgegen der deutſchen Behauptung

eingehend geprüft worden. Der deutſche Vorſchlag, die Ver
e Deutſchlands in die internationale Arbeiterorganiſation
nnerbalb kurzer Friſt aufzunehmen. findet günſtige Aufnahme.Den Deutſchen ſollen mag Schluß der Friedenskonferenz alle

Rechte und Privilegien der anderen Mitglieder bezüglich dieſer
Organiſation und ihres Verwaltungsrates zuerkannt werden.
Jn der Antwortnote heißt es weiter, daß man auf der Grund
lage der Organiſation ſchrittweiſe alle Wünſche der Arbeiter
verwirklichen könne und müſſe. Die von der deutſchen Delegotion
erwähnten Fragen ſeien von der Arbeiterkommiſſion der Kon
ferenz gevrüft worden; die Kommiſſion ſei zu dem S-hkuſſe ge
kommen, dieſe Fragen wären Sache der internationalen Ar-
Heiterorganiſation. Dem Vorwurfe, daß die alliierten und
aſſoziierten Regierungen in ihrem Entwurfe von den demokrati-
ſchen Grundſätzen abgewichen ſeien, müſſe entgegengehalten
werden. daß dieſe Vorſchläge weiter gingen als die deutſchen.
Man dürfe doch nicht vergeſſen daß die Delegierten der Kegie
rungen bei Arbeiterkonferenzen, jedenfalls aber die Delegierten
der alliierten und aſſoziierten Regierungen, auch die Maſſe der
Bevölkerung dieſer Länder vertreten und daß ein ſehr erheblicher
Prozentſatz der Arbeiterſchaft in allgemeinen Berufsverbänden
nicht zuſammengeſchloſſen ſei. Es könne auch nicht zugelaſſen
werden, daß die beſte Geſesgebung zunichte gemacht werde, falls
er Fünftel der vertretenen Regierungen Einwendungen
erheben.

Sebließlich macht die Note darauf aufmerkſam daß die Vor
bereitungen zu der erſten Verſemmlung der inter-
aliiierten Arbeiterorganiſation, die im Oktober
ſtattfinden ſoll. emſig berrieben werden. Es liege kein Bedürf
nis vor, den Arbeiterkongreß in Verſailles zu ver ſammeln. Es
liege nur der Wunſch vor. den Frieden baldmöglichſt wieder
ber zuſtellen und die Beſtimmungen eines ſozialen Programms

r Annahme zu bringen. das wohl ohne Zweifel ſchon verwirk
icht worden wäre, wenn nicht die deutſchen Angriffe die Ge

danken und Sorgen der ganzen Welt dem Kampfe für die Frei
heit zugewendet und die Völker gezwungen hätten. die Worunz
ibrer Unabhängigkeit jedem anderen Jdeal voranzuſtellen.

Rätewahlen in Angarn.
Wien, 2. Juni. (W. T. B.) Sonn und Montagszeitung

erfährt, daß für die am 14. Juni ſtattfindenden Wahlen z um
ungariſchen Räteparlament die Wahlarbeit in
Vudapeſt und in den Provinzſtädten ſtark einſetzt. Das Parla
ment werde aus 1200 Abgeordneten der arbeitenden
Stände beſtehen.

Allgemeine Wehrpflicht
Budapeſt, 2. Juni. Meldung des Ungar. T.Kor.Bureaus.

Eine Verordnung des revolutionären regierenden Rates ſetzt
die allgemeine Wehrpflicht für jeden männlichen
Proletarier von 17 bis 45 Jahren feſt. Damtt wird die all
gemeine Wehrpflicht auch auf jene Proletariex ausgedehnt,
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mir der erwarteten kniet
republik zu verleidigen.

Die Amtriebe im Rheinland.
Die geſtern gemeldete „Ausrafung einer rheini

ſchen Republik ſcheint mehr nur den Charakter eines
politiſchen Abenteuers und eines mißlungenen Putſches zu
tragen. Jm Volke ſelbſt hat die in mehreren rheiniſchen
Städten und Orten angeſchlagene anonyme Proklamation
keinerlei Widerholl gefunden. Daß die Franzoſe die
eigentlichen Macher und Drahtzieher dieſer Loslöſungsumtriebe
ſind, dafür ſcheinen jetzt ſichere Beweiſe vorzuliegen. So wer
den z. B. in der Rheinpfalz für den Abfall werbende Flug
blätter an die Bevölkerung verteilt, denen man die fran
zöſiſche Herkunft auf den erſten Blick anſieht. Natürlich be
dienen ſich die Franzoſen dabei bezahlter deutſcher Helfers
helfer; ſolche Ceſinnungslumpen finden ſich ja überall.

Zum „Präſtdenten“ der neuen „rheiniſchen Republik hat
ſich ein Berliner Staats anwalt a. D. Dorten „aus-
rufen“ laſſen) er will Koblen z zum Regierungsſitz „er
wählen“. Seine Herrlichkeit durfte indes nicht von allzu
langer Dauer ſein; denn im Volke finden dieſe hochverräte-
riſchen Beſtrebungen keinen Boden. Beſonders aber die Ar
beiterſchaft der geſamten rheiniſchen Gebiete weiſt ſie einmütig
und mit unmißverſtändlicherzEntſchiedenheit zurück. Aber auch
wenn ſie als tragikomiſches Abenteuer im Sande verlaufen
ſollten: ein Schandfleck am Patriotismus
eines gewiſſen Teiles des deutſchen kapita-
liſtiſchen Bürgertums werden ſie für alle Zei
ten bleiben!

Die „Proklamation“,
die in Wiesbaden und anderen Orten des beſetzten Gebiets am
Sonnabend (anonym) angeſchlagen worden iſt, lautet:

Wir erklären: Es wird eine ſelbſtändige rhei-
niſche Republik im Verband des Deutſchen Reiches als
Friedensrepublik errichtet, die die Rheinlande, Alt
Naſſau, Rheinheſſen und die Rheinprovinz umfaßt. Die Er-
richtung erfolgt auf folgender Grundlage: Die Grenzen
bleiben die alten. Birkenfeld wird einbezogen. Zu
Grenzändernngen bedarf es der Zuſtimmung der betreffen
den Volksteile im Wege der Volksabſtimmung. Die vorläufige
Regierung wird durch Delegierte der unterzeichneten Aus
ſchüſſe ausgeübt. Die Erlaubnis zur unverzüglichen Vor
nahme zu Wahlen zu der rheiniſchen Landesver-
ſammlung auf Grundlage des Wahlrechts zur deutſchen
Nationalverſammlung und deren baldiger Einberufung wird
ſofort nachgeſucht werden. Als Ort für den Sitz der Regie-
rung und des Zuſammentritts der Landesverſammlung gilt
Koblenz. Die vorläufige Regierung hat ihren Sitz einſtweilen
in Wiesbaden. Die Landes und korrmunalen Behörden
üben bis auf weiteres ihre bisherige amtliche Tätigkeit weiter
aus. An Stelle der preußiſchen, bayeriſchen
und heſſiſchen Regierung tritt die vorläufige Re
gierung der rheiniſechn Republik.

Es lebe die rheiniſche Republik
Aachen, Mainz, Speyer, Wiesbaden, 1. Juni. Der rheiniſche

Arbeitsausſchuß. Der vereinigte naſſauiſche und rheiniſche
Ausſchuß. Der pfälziſche Arbeitsausſchuß.

Die Arbeiter ſtreiken.
Frankfurt a. M., 2. Juni. Ueber die ne rnfung der

rheiniſchen Republik in Wiesbaden und Mainz erfährt W. T.
B. noch: ſſDie Plakate, die die Ausrufung der Republik
proklamieren, ſind in der Rheiniſchen Volkszeitung in Wies-
baden gedruckt worden. Sie waren von franzöſiſchen
Offizieren nachgewieſenermaßen angebracht,
von der Bevölkerung wieder entfernt worden. Ein abermaliger
Anſchlag heute früh hatte das gleiche Schickſal. Viele an der
Entfernung Beteiligte wurden verhaftet. Ein nationaler
Ausſchuß an deſſen Spire der Vorſitzende der Deutſchnatio-
nalen Volkspartei, Amtsgerichtsrat von Stein, ſteht, überreichte-
dem franzöſiſchen militäriſchen Adminiſtrator Pinot einen
Proteſt gegen die Ausrufung der Republik.
Stein wurde deswegen vor Pinot geladen und von ihm mit der
Abſchiebung nach Deutſchland gedroht.

Jnfolge des allgemeinen Ausſtandes, der beute vor
mittag 10 Uhr eingeſetzt hat, ſind ſämtliche Läden und
Schulen geſchloſſen. Das Elektrizitätswerk arbeitet
nicht, die Straßenbahnen ſtehen ſtill, die Zeitungen haben ihr
Erſcheinen eingeſtellt. Die franzöſiſche Militärverwaltung hat
für den Fall des Generalftreiks Aufhebung ſämtlicher Paß- und
Verkehrserleichterungen und Abſperrung der Lebens-
mittelzufuhr angedroht.

Dr. Dorten wurde zum Staatspräſidenten ernannt und hat
ſeine Tätigkeit heute vormittag begonnen

„Präfident“ Dorten amtiert.
Berlin, 2. Juni. (W. T. B.) Der Miniſterpräſident hat

aus Mainz von einem gewiſſen Dr. Dorten folgende Depeſche
erhalten:

„Herr Miniſtervräſident! Jm Auftrage der vorläufigen
Regierung der Rheiniſchen Republik habe ich den Herrn
Reichspräſidenten von der heute erfolgten Proklamarion
der Rheiniſchen Republik im Verbande des Deut-
ſchen Reiches und von unſeren e in Kenntnis
e Damit unſer aller Wunſch, den Weg zum Völker

ieden und zur Völkerverſöhnung zu ebnen, ſofort offenbar
wird, habe ich den Herrn Präſidenten der r
in Verſailles und den Staatsoberhäuptern der okkupierenden
Mächte durch die oberſten Beſatzungsbehörden gleichfalls die
erfolgte Proklamation motifiziert und gleichzeitig die Er-
laubnis zur fofortigen Vornahme der Wahlen zur Rheiniſchen
Landesverſammlung, ſowie die Zulaſſung von Vertretern der
Regierung zur Friedenskonferenz beantragt. Ich richte hier
mit an SEie, Herr Miniſterpräſident, den gleichen Antrag
und die BVitte, unſer Zuſammenwirken mit der deutſchen
Friedensdelegation genehmigen zu wollen. gez. Dr. Dorten.“

Die Erwiderung der Reichsregierung
auf dieſes unerhörte Schriftſtück beſteht in folgender Erklärung:

„Jn Wiesbaden hat ſich eine ſogenannte Regierung der
Rheiniſchen Republik“ gebildet. Landfremde haben ſich unter
dem Schutze der Okkupation zu der Führung des Abenteuers
edrängt. Jhr Aufruf hat keinen Widerhall gefunden. Jhre

aueranſchläge hat die Bevölkerung der betreffenden Gebiete

abgeriſſen. 4ie Reichsregierung hat auf dieſe reichszerſtörenden Beſtre
bungen nur eine Antwort: Sie hat den Oberreichsanwalt an
wie gegen der Herrn Dorten und die übrigen Mitglieder
er ſogenannten Regierung der Rheiniſchen Republik das

Verfahren wegen Hochverrats zu eröffnen. Alle
Amtsbandlungen der ſogenannten Regierung des Herrn Dorten
ſind Null und nichtig. Die Bevölkerung hat Jhre Anordnungen
nicht zu beachten. Die bisherigen Landesregierungen und
Laudesbehörden ſind nach wie vor die Träger der einzig recht
mäßigen Gewalt.“

Kundgebung der rheiniſchen Abgeordneten.
Die in den beſetzten weſtlichen Gebieten gewählten Abgeord

neten der preußiſchen Landesverſammlung und der deutſchen
Nationalverſammlung nahmen am Montag zu der A. arufung
der ſogenannten „Rheiniſchen Repuhlit“ Slellung; den Ver

rer v r i e r m re
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bers ten die zuſtändigen Minider Reichsregierung bei. Einſinutig. c. S
melten die nachſtehende Entſchließung angenommen:

Deutſche vom Rhein!
Wir, die Abgeordneten der rheiniſchen Lande zur deutſchenNationalverſammlung und preußiſchen San

erheben Pröte gegen die Ausrufung vonSonderrepubliken in Weſtdeutſchland. Jm be
e Gebiete hat das Volk ſelbſt hicht die Möglichkeit zu un
z emmtem Meinungsausdruck. Deshalb erheben wir, euere

rufenen Vertreter, unfere Stimme und weiſen die Machen
ſchaften derer zurück, die in vollem Gegenſatz zu dem Willen
des geſamten rheiniſchen Volkes ſich an den fremden Macht-
haber wenden, um ſeine Hilfe gegen das deutſche Vaterland zuerbitten. Nur völliger Mangel an nationalem Gefühl kann an
ſolches ſchmachvolles Komplott erklären. Jn dieſer Zeit all

meinen Unglücks iſt es die Pflicht jedes Deutſchen, ſeinem
olk und Vaterland die Treue zu halten, anſtatt das Unheil

durch die Zertrümmerngg der vorhandenen ſtaatlichen Organi-
ſationen noch zu verſchlimmern.
Volkes wird im Rahmen der neuen Verfaſſung zu ſeinem
Rechte kommen und ſeine Sonderart in Freiheit pflegen können.
Dazu bedarf es keiner verräteriſcher Umtriebe.

Keine Regierung kann es dulden, daß ihre Volksgenoſſen
während ſchwebender Friedensverhandlungen von amtlichen
Vertretern des Gegners beim Abfall unterſtützt werden. Der
Geiſt des Vertrauens, ohne den Friedensverhandlungen nicht
geführt werden können. muß dadurch getötet werden.

Dem rheiniſchen Volke aber rufen wir zu Bewahret Feſtig
keit, Einheit und deutſche Treue!

Berlin, den 2. Juni 1919.
Die Abgeordneten der rheiniſchen Lande z

deutſchen Nationalverſammlung und
preußiſchen Landesverſammlung.

Jn Volksbehandlung.
Frankfurt a. M., 2. Juni. Die Frankfurter Zeitung

meldet aus Mannheim: Dr. Haaß und Geſinnungsgenoſſen wollten geſtern vormittag 10 Uhr in Speyer die
Rheiniſche Republikausrufen. Die empörte Menge
ſtürzte ſich auf die Landesverräter. Haaß ſoll geſchoſſen
haben und wurde daraufhin derartig zugerichtet, daßer in ſchwerverletztem Zuſtande vom Platze ge-
t. gen werden mußte. Aehnlich erging es ſeinen Spieß
geſellen. Der Putſch in Speyer iſt vollkommen
mißlungen.

Das Opferlamm. Köln, 2. Juni. (W. T. B.) Redakteur
Dr. Froberger erklärt in einer Zuſchrift an die Kölniſche
Volkszeitung, daß für die Reiſe nach Mainz und die dortige Be
ſprechung er die Verantwortung ausſchließlich allein zu tragen
habe und der Verlag und die Redaktion der Kölniſchen Volks
zeitung als ſolche in keiner Weiſe davon betroffen werden. Der
damals allein hier anweſende Verleger Herr Robert Bachem habe
ihm ſogar von der Reiſe entſchieden abgeraten. Um ſowohl dem
Verlag als auch der Redaktion der Kölniſchen Volkszeitung
weitere unberechtigte Angriffe zu erſparen und zur Beruhigung
der Bevölkerung ſeinerſeits d ragen, ſcheidet er einſt
weilen aus eigenem Antriebe (??7) aus dem Redaktions-
verbande der Hölniſchen Volkszeitung aus.

Das B. T. erinnert daran, daß ſchon bald nach der November
revolutien in rheiniſchen Zentrumskreiſen der
Gedanke wach wurde. durch ein Uekerrumpelungs-
monöver in einer Zeit allgemeiner volitiſcher Verwirrung

vomReiche zu trennen. Bei dem geſchloſſenen Widerſtande vor
er der Arbeiterſchaft ſcheiterten in jenen Tagen dieſe

anöver.

Luxemburgs Leiche gefunden.
Berlin, 2. Juni. Die Leiche Roſa Luxemburgs iſt

vorgeſtern im Landwehrkanal gefunden worden. Sie war
offenbar durch ein Wehr feſtgehalten worden, ſo daß ſie bis jetzt
trotz vielfacher Nachforſchungen durch Taucher nicht hatte ent
deckt werden können. Wie von den zuſtändigen Stellen mit
geteilt wird, iſt die Nachricht über die Auffindung der Leiche
der Luxemburg zutreffend. Kriegsgerichtsrat Ehrhard, der
den Vorſitz im Prozeß Liebknecht-Luxemburg führte, weilte beim
Reichswehrminiſter Noske, um über die durch die Auffindung
der Leiche geſchaffene Lage zu konferieren,

Dieſe Mitteilung, die wir der Freiheit entnehmen, wird auch
Jm Vorwärtsdurch Meldungen von anderer Seite beſtätigt.

finden wir eine längere Darſtellung der Begleitumſtände der
Auffindung, der Leiche der Genoſſin Luxemburg, die wieder
ebenſo merkwürdig anmutet, wie die bisher noch nicht völlig
unaufgeklärten Vorgänge bei der Ermordung der Genoſſin
Luxemburg. Und wieder ſind es die Herrſchaften des Berliner
Edenhotels, die ſich die ſchwerſten Uebergriffe herausnehmen.
Man kann ſich denken, wie unangenehm dieſen Edelmenſchen
die Tatſache der Auffindung von Roſa Luxemburgs Leiche ſein
muß. Wie ihnen die lebende Revolutionärin im Wege war,
ſo fürchten ſie auch noch, daß ihr nun aufgefundener Leichnam
wider ſie zeugen könnte! Sie haben daher angeblich im
Einverſtändnis mit „Reichswehrminiſter“ Noske, der ja nichts
weiter iſt als ihr gehorſamer Befehlsvollſtrecker! die
Leiche kurzerhand wieder entführt. Eine Ber-
liner Korreſpondenz berichtet über dieſen merkwürdigen Vor-
gang u. a.
„Jm Lanfe des Sonntags iſt nun die Leiche der Frau durch

ein militäriſches Kommando aus dem Schauhauſe entfernt und
nach Zoſſen gebracht worden. Jm Schauhauſe erſchien ein
Leutnant Kehler und wies dem Leichendiener Eberhard,
der Wache hatte, ein Schreiben vor, das vom Reichswehr
miniſter Noske unterzeichnet war und das dieHerausgabe der Leiche verlangte, um ſie nach dem
Garniſfon lazarett des Truppenübungspklatzes
Zoſſen zu bringen. Der Leichendiener ſprach ſeine Ver
wunderung darüber aus, daß man die Leiche nach Zoſſen
ſchaffen wolle, doch erklärte der Offizier, daß die Ueberführung
unbedingt zu erfolgen habe. Die Leiche wurde nun von Sol
daten in einen Kraftwagen gebracht. der ſich entfernte
Kriegsgerichtsrat Ebrhard proteſtierte ſofort in ſchärfſter Weiſe
gegen dieſen Eingriff des Reichswehrminiſters in das Amt des
Richters. Als Unterſuchungsrichter habe nur er das Recht, über
die aufgefundene Leiche zu verfügen und ihre Sektion anzuord
nen. Es befremde ihn außerordentlich. daß man ihm noch nicht
einmal mitgeteilt habe, wer denn die Finder der Leiche geweſen
ſeien, und daß er nun ſelbſt erſt Erhebungen darüber anſtellen
müſſe, wer den Körver im Landwehrkanal entdeckt und geborgen
habe. Nosfe erwiderte, daß er, bevor er den Befehl zur Ueber-
führung nach Zoſſen gegeben habe, eine Beratung mit den in
Betracht kommenden JInſtanzen und auch mit dem Juſtiz-
miniſter (1) gehabt habe. Er ſei der Anſicht, daß im Jniereſſe einer ruhigen Unterſuchung die Sektion beſſer in Joſſen
ſtattfinden würde, da bei der augenblicklich gereizten Siimmung
in Berlin politiſche Demonſtrationen zu erwarten
ſeien. die man ſo beſſer vermeiden würde. Daraufhbin erklärte
Kriegsgerichtsrat Ehrhard, daß er in dieſem Fall damit ein
verſtanden ſei, daß die Leiche vorläufig in Zoſſen verbleibe, daß
er jedoch die für die Sektion notwendigen Aerzte beſtimmen
werde und daß er außerdem der Anſicht ſei, daß die Rechts
anwälte Roſenfeld Liebknecht und Weinberg zu der Obduktion
hinzugezogen werden ſollen. Die Unterfuchungskemmiſſion
und die Aerzte werden feſtſtellen. ob die aufgefundene Leiche
tatſächlich die Roſa Lurembnrags iſt.

Dieſer Noske iſt wahrhaftig ein „gewaltiger Stratege“, wenn
es gilt, die von ihm ſo gefürchteten politiſchen Demonſtra-
tionen“ zu unterdrücken. Da wird er ſofort zum willigen Hand
langer ſeiner geliebten Edelmenſchen vom Edenhotel und er
laubt ſich Dinge, gegen die ſelbſt ein militäriſcher Unter-

ſuchungsrichter proteſtieren muß. Daß er natürlich mit ſei

Jeder Teil des deutſchen
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nem Verfahren genau das Gegen tei von dem erreicht,er an t febit einem vier
geiſtigen Kaliber eines Noske jede Empfindung Aber die„politiſchen Demonſtrationen“, die ihm ſoviel Unbehagen zu
bereiten ſcheinen, werden ihm zu gegebener Zeit doch noch be
Piee machen, daß im Kampfe gegen ſie er zuletzt doch den

ürzeren ziehen wirdl

Das Räteſyſtem in der Landwirtſchaft.
Die in Goslar tagende Reichsbauern und Landarbeiter-

Konfererz nahm einſtimmig einen Antrag des Grafen
Kayſerlynck namens der Schleſier an, in dem der zweite
Punkt lautet:

„Die Ansgeſtaltung der Rätrorganiſation zu einer wirt-
ſchaftlichen Bernfserganiſation, die in Geſesgebung und Ver
waltung des Deutſchen Reiches und ſeiner Gliedſtaaten maß-
gebenden Einfluß haben mnß, iſt geboten.“

Ferner wurde gefordert, daß die von der Konferenz gewählte
Vertretung der deutſchen Bauern und Landarbeiter von der
Staatsregierung bei der Beratung und Bearbeitung aller dasRäatelnſtem und die Organiſation der ländlichen B. auf be
reffenden Geſebe und Verordnungen hinzuzuziehen ſei. Dieſe
Forderungen ſcheinen revolutionär. Diejenigen aber, die ſie
nellen, ſind dieſelben Junker, die einſt im Herrenhaus
und im preußiſchen Landtag das große Wort führten,
und die ſchon damals Anſpruch auſ Teilnahme an der Be-

arheitung von agrarpolitiſchen Fragen in der Staatsregierung
erhoben. Das Räteſyſtem ſoll ihnen ſcheinbar als Decmäntel-
hen ihrer feudaliſtiſchen Jntereſſen dienen.

Landarbeiterſtreik in Weſlprenßen.
Die Deutſche Allgemeine Zeitung meldet aus Thorn:
„Die Landarbeiter des Kreiſes Danziger Höhe haben die

Arbeit niedergelegt. Der Deutſche Landarbeiterverband und
de volniſche Veru?svereinigung gehen geſchloſſen gegen die Ar-
Jeitgeber vor. Das Generalkommando des 17. Armeekorps ent
ſandte in die ſtreilenden Ortſchaften militäriſche Hilfe.
Als das Militär die darniederliegenden Landarbeiten auf-
nahm, kam es zu ernſten Zuſammenſtsßen und
Feuergefechten. Dabei wurde ein Landwirt ſchwer
verwundet. Der Vollzugsausſchuß für Weſtpreußen iſt
bemüht, einen neuen Lohntarif durchzuführen.“

Die w wirtſchaftliche Lage der Landarbeiter in Weſtpreußen
iſt bis heute in höchſtem Maße jämmerlich und menſchen-
zinwürdig. Da die geſamte Landwirtſchaft Weſtpreußens in
Händen von Großgrundbeſitzern ruht, die auf ihren
Latifundien wie Könige regieren, befinden ſich die Landarbeiter

in der Lage rechtloſer Sklaven. Es iſt bemerkenswert,
daß der Teutſche Landarbeiterverband und die volniſche Be
rufsvereinigung Seite an Seite gegen die Greßagrarier mar-
ſchieren. Hieraus erſieht man, daß es ſich bei dem Streik ledig-

S wirtſchaftliche und nicht um politiſche Fragen
andelt.

Noskes tapfere Garden zeigen den notleidenden Landarbeitern
im übrigen auch hier, wie eine „ſozialiſtiſche“ Regierung mit

Arbeitern umgeht. JWilhelm hat Heimweh.
Verſailles, 1. Juni. Der Haager Korreſpondent der

Newd Hork Times telegraphiert, er habe aus ſicherer Quelle er
fahren, Perſonen aus der Umgebung Wilhelms II. ſeien
nach Deutſchland gereiſt, um die Ueberſiedlung des Ex-
kaiſers nach Deutſchland vorzubereiten.

Ob dieſer Votſchaft wird ſicher allen deutſchen „kaiſertreuen“
Patrioten das Herz höher ſchlagen. Vielleicht gibt es unter
ihnen ſogar noch „ehrfurchtsvoll erſtrebende“ Zeitgenoſſen, die
des Glaubens ſind, der abgehalfterte Hohenzoller könne das
deutſche Volk ein zweites Mal herrlichen Zeiten entgegen-
führen.

Preußiſche Lundesverſammlung.

28. Sitzung vom 2. Juni, 12 Uhr mittags.
Der Geſetzentwurf über Erweiterung der Befuguiſſe des weſt

preußiſchen Provinzialausſchuſſes wiro in zwei Leſungen ohne
Erörterung genehmigt.

Hierauf wird die Beſprechung der förmlichen Anfrage
der deutſchen Volksparrtei über die

Zerrüttung des Transportweſens
in Verbindung mit dem den gleichen Gegenſtand behandelnden
ſozialdemokratiſchen Antrage fortgeſetzt.

Abg. Kopſch (Dem.): Gerade die Minderbemittelten, die in
Ausübung ihres Berufes reiſen müſſen, empfinden die Fahrt-
verteuerung recht ſchmerzlich. Die Streikluſt hat die un-
geſunden Verhältniſſe im Eiſenbahnweſen verhängnisvoll ver-
ſtärkt. Die Arbeiter ſollten bei ihren Lenforderungen endlich
einmal daran denken, daß zahlreiche geiſtige Arbeiter und viele
Beamte ſich jetzt erheblich ſchlechter ſtehen als die Arbeiter.
Redner fordert Verbeſſerungen im Eiſenbahnweſen durch Ver-
mehrung der Schnellzüge, insbeſondere müſſe auch der Zug-
verkehr nach Schleſien zur Erleichterung des Beſuches des Ge
birges vermehrt werden.

Abg. Dr. Kähler- Greifswald (Dn.): Die Warnung des
Miniſters vor weiteren Lohnforderungen kann nur dankbar be
grüßt werden, ebenſo ſind wir dankbar für die angekündigten
Verbeſſerungen im Perſonen- und Güterverkehr.

Aba. Schmedding (Ztr.) beantragt die zu der Anfrage
geſtellten Anträge dem Haushaltsausſchuß zu überweiſen.

Abg. Mehrhof (U. S.): Eine geſunde Lohnpolitik treibt man
nur durch eine geſunde Ernährungspolitik. Wenn heute z. B.
in Thüringen Kommunalverbände den Zentner Kartoffeln im
Schleichhandel für 35 Mk. erwerben müſſen, kann man die
Arbeiter nicht auffordern, von weiteren Lohnforderungen ab-
zuſehen. Die verſchiedenen Wagenklaſſen ſollte man im
geitalter der Demokratie endlich aufheben.
Eiſenbahnminiſter Oeſer iſt mit der Ueberweiſung der
Anträge an den Ausſchuß einverſtanden. Bei den Verhand-
lungen im Walde von Compiegne iſt kein Vertreter der preußi-
ſchen Eiſenbahnverwaltung zugegen geweſen. (Hört, hörtl)
Aus Frankreich ſind keine Lokomotiven zurückzuerwarien.

Nachdem die Anträge dem n überwieſenworden ſind, wurden nach M ſtündiger Geſchäftsordnungsdebatte
vie heute auf der Tagesordnung ſtehenden Lebensmittelfragen
betreffenden Anträge vorläufig zurückgeſtellt.

Es folgt die förmliche Anfrage des Abg. Dr. Böhlitz
(D. Vp.) über ein

Monopol von Schulbüchern.
Abg. Dr. Böhlitz (D. Vp.) weiſt auf die Zeitungsnach-

richten hin, daß die Regierung eine weitgehende Monopoli-
ſierung der Schulbücher beabſichtigte. Das würde keineswegs
zur Verbilligung der Bücher führen.

Kultusminiſter Haeniſch: Zur Vermeidung einer länge
ren Ausſprache gehe ich auf den Jnhalt der Bücher nicht ein.
Dem Gedanken der Monovolifierung ſtehe ich als Sozialdemo-
wat ſelbſtverſtändlich ſympathiſch gegenüber. Gegen ſeine Ver-
wirklichung beſtehen zurzeit noch ernſte Bedenken wegen der

egen wärtigen Lage des Büchermarktes und der Schwierigkeit
er Durchführung mit dem mir zur Verfügung ſtehenden Be
dördenapparat. Die Kontrolle der Lehrbücher wird ja vorläufig
on durch den Genehmigungszwang erreicht. Ein freier Aus-
ſchuß der Pädagogen aller Richtungen wird vermntlich noch im
Laufe dieſes Sommers eine Vurchprüfung der Lehrbücher vor
nehmen. Schon jetzt werden Grundſätze für dieſe Reinigungs
arbeit aufgeſteßt, und ich verſpreche, daß ſie mit größter Be-
ſchleunigung vollzogen wird. (Beifall.) 8Auf Antrag Adolf Hoffmann wird die Anfrage be-
ſprochen.

ſchen von dem

führungen des Abg. Dr. Böhlitz ſind

n. Wildermann (Htr.) wendet die Monopol Gryng. Unbedingt zu ändern f. das Verfahren

man er w imeger mit den Neuauflagen. Redner erklärt
Namen entrums ausdrücklich, daß dieſes ſich mit allgegen ein Büchermonopol ſtellen re u

Abg. Frau Dr. Weg enüber den Auseider v
r der Meinugerade die Kraft eines Volkes nicht übergeugender s l

kann als in der Beglückung anderer Völker und der Fördetung
von Tendenzen der Völkerverbrüderung. Gewiß iſt uns für,
unſere Kinder das Beſte gerade gut genug. Aber das Niveau
der Schulbücher braucht doch nicht zu ſinken, wenn ihre Her
ſtellung unter ſtaatlicher Aufſicht ſtaatlicher Beauftragter vor
genommen wird. (Lebh. Beifall b. d.
Abg. Adolf Hoffmann (U. S.): Im Buchhandel wird jetzt

ein ſchamloſer Wucher getrieben. Man will die alten ul
bücher beibehalten, weil man die Geſchichtsfälſchung und die
tn in aufrechterhalten will. Herr Kultusminiſter,
chmeißen Sie ein paar Dutzend Geheimräte

heraus und ſtellen Sie dafür ſachverſtändige Päda-
en ein.
ba. Degenhardt (Dem.): Auch in dieſer Frage mu

Freiheit im weiteſten Umfange oberſtes Prinzip ſein.
warne dringend davor, die vom Miniſter angekündigte Kom-
miſſion aus Mitgliedern aller Fraktionen zuſammenzuſetzen.

Abg. Adolf Hoffmann (U. S.) bemerkt dem Abg. Rippel
gegenüber. es ſei doch unbegreiflich, wie noch im Frieden her-
geſtellte Werke, die damals 4 Mk. koſteten, während des Krieges
auf den Preis von 13 bis 16 Mk. ſteigen konnten. Frl. Vöhl-
mann gegenüber bemerke er, er gehöre nicht zu den Menſchen,
die alles zu verſtehen glaubten. Der Vorredner habe neue
Richtlinien für die Pädagogik verlangt. Richtlinien von Hae
niſch unter Aſſiſtenz von Herrn Wildermann, wie werden die
wohl ausſehen? (Große Heiterkeit.)

Damit iſt die Beſprechung erledigt. Nächſte Sitzung Diens
tag 22 Uhr. Kleine Anfragen, Steuervorlagen, Etat des
Wohlfahrtsminiſteriums.) Schluß 5 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 3. Juni 1919.

Sozialdemokratiſcher Verein Halle- Saalkreis.
Die Kreis- Generalverſammlung findet am Sonntag,

den 15. Juni, vormittags 9 Uhr, in Halle im Volkspark ſtatt.

Tagesordnung:
1. Bericht des Vorſtandes und der Kommiſſionen.
2. Wahl Zes Vorſtandes, der Reviſoren und der Preßkommiſſion,
3. Vortrag des Genoſſen Reiwand: Organiſation und Agi-

tation.
4. Statutenänderung
5. Preſſe.
6. Beratung der Anträge.
Diſtriktsverſammlungen für Halle und den Saalkreis finden am

Donnerstag, den 5. Juni, abends 8 Uhr, in den bekannten
Lolalen ſtatt. Jn allen Verſammlungen ſteht zur Beratung die
Tagesordnung der Kreisgeneralverſammlung. Gleich-
zeitig erfolgt die Wahl der Delegierten und Beratung etwaiger
Anträge. Da noch andere wichtige Vereinsangelegenheiten zur
Beratung ſtehen, ſo iſt das Erſcheinen aller Mitglieder dringend

geboten. Der Vorſtand.7

Ziſtriktsverſammlungen.
Ammendorf-Beeſen. Donnerstag, den 5. Juni, abends

8 Uhr, findet unſere Mitgliederverſammlung des Diſtrikts I, für
die Ortſchaften Ammendorf und Beeſen im Bahnhofslokale ſtatt,
der wichtigen Tagesordnung wegen darf niemand fehlen.

Kröllwitz. Die Diſtriktsverſammlung findet Mittwoch, abends
8 Uhr, im Lindenhof ſtatt.

Schönnewitz. Die Diſtriktsverſammlung ſindet bei Hoffmann
in Schönnewitz ſtatt.

Morl. Die Diſtriktsver ſammlung findet Sonnabend, den
7. Juni, abends 8 Uhr, ſtatt.

Aus der Stadtverordnetenſitzung.
Demokratiſche Halbheiten und ſozialiſtiſche

Aengſtlichkeit.
Die Klärung im neuen Sladtparlament wird ſtärker kennt-

lich. Die vorige, erſte Sitzung ſtand unter dem Zeichen der
einſtimmigen Beſchlüſſe. Geſtern kam es anders. Es
ging verſchiedentlich hart auf hart. Man mußte ſich entſcheiden,
ob man für oder gegen Demokratie und Arbeiterrechte
auftritt. Demokraten und Regierungsſozialiſten haben dieſe
Prüfung gleichmäßig ſchlecht beſtanden. Sie haben die
großen Redensarten und Schlagworte, mit denen ſie die Wähler
einfingen, im Stiche gelaſſen

Hleich beim erſten Runkt nahmen ſie zarteſte perſön-
liche Rückſichtnahme auf menſchliche Schwächen
einzelner Magiſtratsherren, wo es doch nur die Sache und
ganz allein die Sache zu vertreten galt, und zwar die
große Sache der Demokratie und der wirklichen Selbſt ver
wallung. Man will nicht kämpfen für die Demokratie ach,
was ſagen wir: kämpfen nein, man will nicht einmal für
Demokratiſierung ſtimmen. Mit Halbheit und Schwächlich-
keit laſſen die Demokraten bei der erſten Entſcheidung. die
für die Demokratie allein in ihre Hände gelegt iſt, ihre ſtolze
Firma ſchnode im Stiche. Und die Regierungsſozialiſten erſri
Jhnen genügt es nicht, daß ſie un demokratiſch ſind und nicht
für Durchführung der Selbſtverwaltung eintreten, ſie haben
ſchon ganz das Vertrauen zu ſich ſelbſt verloren. Meinte doch
Herr Kleeis, daß unter der großen Maſſe der Funktionäre
der Arbeiterſchaft nicht genügend Kräfte für Stadtratspoſten
vorhanden wären. Welch Armuiszeugnis! Will die ganze
Welt erobern und traut ſich nicht mal an eine Stadtverwaltung
heran!Dasſelbe regierungstreue Mißtrauen gegen die Ar
beiter vertreter bezeugte dieſer ſogenannte Arbeiter-
ſekretär, als ein Antrag einging den Arbeiterrat mit der Er
mittelung großer teilbarer Wohnungen zur Linderung der
Wohnungenot zu beauftragen. Poſitive Mitarbeit fordern dieſe
Heuchler. Aber nur auf dem Papier oder mit dem Munde. Jn
der Tat, Arbeitervertretungen mitarbeiten zu laſſen, das lehnen
ſie im holden Verein mit den Bürgerlichen ab. Wir Unab-
hängigen ſchrecken vor der Verantwortung zurück, ſchwindelt
man, ſooft man kann. Und wenn wir uns zu verantwortlich
leitender Mitarbeit im Stadtmagiſtrat bereit finden, dann ſucht
man das hinauszudrängen und abzuſchwächen, weil die Herren
ſelbſt Angſt vor der eigenen Courage haben. Angeſtellte und
Arbeiter werden das den Demokraten und ihren Regierungs-
freunden anzuſtreichen wiſſen. Die Schlußanträge des Herrn
Kleeis in Augenblicken, die den Bürgerlichen peinlich zu werden
drohen, wie bei der beginnenden Abrechnung mit den Landes-
jägern, zeugen auch von intimſter Geiſtesverwandtſchaft. Nur
einmal ſchied man ſich in der Abſtimmung reinlich zwiſchen rechts
und linls, als dem alten Magiſrat durch die neue Stadtverord-

netenverſammlung die Alleinverwaltung eines Baufonds von
einer Million übertragen werden ſollte. Die gemeinſame Ab

der Sozialdemokraten beſchränkte mit einer Stimme
Lehrheit den verfügungefreien Betrag für jeden Fall auch

unter 10000 Mk.
Wohnungsbau und Schulfragen boten unſeren Genoſſen noch

verſchiedentlich Anlaß, die Intereſſen der Werktätigen nach
drücklichft zu vertreten. Gegenangriffe der Bürgerlichen und
ihrer Magiſtratsherren wurden von unſerem Redner erfolgreich
abgewehrt. Unſere aufbauende Arbeit geht vorwärts. Gegen
den entſchloſſenen Willen der Arbeitervertreter kann in Halle
nicht mehr regiert werden.

Voſkspark. Morgen, Mittwoch. nachmittags 3, Uhr, findet
ein Unterhaltungskonzert ſtatt, ausgeführt vom SeifertOrcheſter.
Ein Beſuch dieſer Veranſtaltung iſt beſtens zu empfehlen.

Solzarbeiter. Am Mittwoch, nachmittags 3, Uhr, findet im
Letzten Dreier, Merſeburgerſtraße, wichtige Verſammlung für alle
in der Metallinduſtrie und Maſchinenfabriken beſchäftigten Holz
arbeiter, Fabrik und Modelltiſchler ſtatt; auf die noch beſonders
aufmerkſam gew ächt wird.

Zur Tarifsewegung der kaufmänniſchen Angeſtellten ſchreibt
uns der Verband Halleſcher Textilgeſchäfte (Manufaktur. Mode
waren, Konfektion uſw.), daß er bereits im März für ſeine Mit
glieder mit dem Gewerkſchaftsbund einen Tarifvertrag, gültig bis
30. September ds. Js abgeſchloſſen hat.

Freie Jugend. Heute, abends 8 Uhr, im Volkspark 1. Vor
tragsabend. Thema: Revolutionen.

Allen Grubenarbeitern des Geiſeltales, die in Halle wohnen,
zur Nachricht, daß die Verhandlungen wegen der Auslöſung bis
jetzt noch nicht zum Abſchluß gekommen ſind. Es wird jedoch,
wie ich mit Beſtimmtheit erwarte, in nächſten Tagen geſchehen
müſſen, und euren berechtigten Wünſchen Rechnung getragen
werden. Bis dahin werdet ihr erſucht, euch noch zu geduldigen;
ebenſo ſind die zahlreichen ungeduldigen Anfragen ohne weiteres
u verſtehen. Ueber die Urſachen der Verzögerung und die

Schwierigkeiten, welche hierbei zu überwinden waren. werde ich
in der nächſten Verſammlung Bericht erſtatten. Karl Kürbs.

Univerſität und Volksblatt. „Wer iſt bloß dieſer ver
dammte Kerl, der immer fürs Volksblatt ſchreibt z
„Wir baben ſchon verſchiedene in Verdacht, rauskriegen tun
wir's doch nochl! „Ungeheure Summen hat die
U. S. P. den Studenten geboten, wenn ſie in ihre Partei ein
treten und agitieren wollen! „Wer die „Akademiſchen
Rüreleien“ geſchrieben hat, muß mit in Gelde
beſtochen ſein „Jn der bolſchewiſtiſchen
Studentengruppe ſind ſogar leider anſtändige, edele
Leute, ſie ſind zu bedauern, es iſt ſchade um ſiel Ein
alter Profeſſor aber ſinkt entſetzt auf einen Stuhl und ſtottert
torenbleich: „Was? Sozialiſtiſche Studenten gibt's auch?“
Der lbürgerlich-kapitaliſtiſche bunte Ameiſenhaufen in der Uni
verſität kommt gar nicht recht zur Ruhe mehrl! Jn der aka-
demiſchen Leſehalle reißt man ſich das Volksblatt aus der Hand,
kein Profeſſor kommt ohne dieſes „Giftblatt“ mehr aus, kein
anderes Blatt wagt es, die Schäden im äußeren wie inneren
Betriebe der Univerſität klarzuſtellen!

Bei dem terroriſtiſchen Benehmen des größten Teils der
Studentenſchaft aber fragen wir uns nur immer: Jn welchem
Staate wollt ihr eigentlich einmal angeſtellt werden einer
Monarchie oder in einer ſozialiſtiſchen Republik? eberall
zeigt ihr eure Unreife für die großen Fragen der Zeit! Ein ſo
kläglich kon ervativer Geiſt herrſchte nie in der Studenten-
ſchaft wie heutel Jn vielen Kollegs bemühen ſich ſogar die Ge
heimräte aus dem alten Regime, euch einen fortſchrittlichen,
neuen, beſſern Geiſt einzuimpfen! Aber an euren dicken gold
geſpickten Wämſern prallt jede beſſere Einwirkung abl Darum
werden wir nicht ruhen, euch immer wieder an eure Pflicht zu
mahnen, das reale Leben im Leben zu ſtudieren und nicht
hinter dicken Bächkknl Leben kann nur Leben geben

Unterſtützungsgeſnche werden von ehemaligen Heeresangehöri-
gen des Mannſchaſtsſtandes und von ehemaligen Unterbegmten
der Militärverwaltung ſowie von ihren Hinterbliebenen häufig unsmittelbar an es Kriegsminiſterinm gerichtet. Ueber derartige

Geſuche haben aber die örtſich zuſtändigen Verſorgungsämter ent
weder ſelbſtändig zu entſcheiden oder mindeſtens Ermittelungen
über die Verhältniſſe der Unterſtützungsbedürftigen anzuſtellen,
Letzteres geſchieht unter Jn anſpruchnahme der Bezirkskommandos
oder der amtlichen Fürſorgeſtellen. Um Verzögerungen in der
Erledigung der Unterſtützungsgeſuche zu vermeiden, kann den Bitt
ſtellern der vorerwähnten Unterklaſſen ſomit zu ihrem eigenen
Vorteil nur dringend geraten werden, ſich vorkommenden Falls
nicht an das Kriegsminiſterinm, ſondern an das für ihren Wohn
ort zuſtändige Verſorgungsamt oder, wenn es ſich um Hinter
bliebene aus dem letzten Kriege handelt, an die amtlichen Fürſorge-
ſtellen zu wenden. Dieſe werden die Geſuche an die für die Ent
ſcheidung zuſtändigen Stellen weiterleiten.

Für die Freigabe der Kriegsgefangenen findet am Donners
tag, den Jnni, abends 8 Uhr, im großen Saale der Saalſchloß-
brauerei, eine große Kundgebung ſtatt. Eintrittskarten ſind koſten
los bei Juwelier Tittel, Schmeerſtr. 12, zu haben.

Stadttheater. Heute, Dienstag, abends 7 Uhr, wird
Belinde wiederholt. Mittwoch, Martha Over von Flotow.
Donnerstag, Lohengrin, dieſe Aufführung beginnt bereits um
7 Uhr. Freitag, Wilhelm Tell. Sonnabend, Der Barbier von
Sevilla. Sonntag (1. Pfingſtfeiertag), nachmittags 3 Uhr Volks
vorſtellung, Johannisfener, abends 7 Uhr Der Zigeunerbaron,
Opereite von Johann Strauß. Montag (2. Pfingſtfeiertag), nach
mittags, Die Roſe von Stambul, abends, Martha.

Walhulla-ODperetten- Theater. Die Fritz Steidl- Geſellſchaft
gibt hier ein beachtenswertes Gaſtſpiel. Unter verſönlicher An
weſenheit des Komponiſten Viktor Hollaender gelangt die im
Berliner ApolloTheater mit großem Erfolg aufgeführte Aus-
ſtattungsſchau „Die Hochzeit des Maharadſcha“ zur Darſtellung.
Hauptdarſteller iſt Fritz Steidl, der hier ſein ganzes Können zeigt.Auch die übrigen Heitwirkenden, beſonders das aus 20 Perſonen
beſtehende Ballett, ſtehen ganz auf der Höhe künſtleriſcher Ge
ſtaltung.

Rüpelei. Am Montagabend kurz vor Ritternacht verübten
ſechs Soldaten von der Sicherheitswehr einen entſetzlichen Lärm
in der Leipziger Straße. Die offenbar angetrunkenen Leute
fuchtelten mit ihren Waffen herum, beläſtigten die Paſſanten
und machten Jagd auf Hunde. So wird mit den Waffen um
gegangen, von Leuten, welche die „Sicherheit“ des Publikums
ſchützen ſollen. Wehe den Arbeitern, die ſich derartiges zu
ſchulden kommen ließen! Da wären die Noskegarden ſehr ſchnell
bei der Hand, um „Ruhe“ zu ſtiften.

Ammendorf. Eine öffentliche Jugendverſamm-
lung findet am Mittwoch, den 4. Juni, abends 722 Uhr, im
Burgſchiößchen ſtatt. Genoſſe Dörr ſpricht über die zellung
der Arbeiterjugend zu den Parteien

Allerlei.
Kinokataſtrophe in Frankreich.

80 Menſchen umgekommen.

Valence ſur Rhöne, 2. Juni. (Havas.) Jm Verlauf einer
Kinovorſtellung am Sonntag nachmittag fing die Kabine des
Maſchiniſten Feuer. Die 400 Zuſchauer ſtürzten in unbeſchreib
licher Erregung auf die Ausgänge. Kinder und junge Mädchen
wurden zu Boden geworfen und zerſtampft. Mehr als 80 Tote
wurden gezählt, nämlich 68 Kinder, elf Frauen und ein Mann,
die alle erſtickt ſind
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le WweoÜwwwwwanaa
un Sag l!reis und für Aus der Provinz: Gottlieh Ka
H nanu zade; Verlag Vollsblatt m. b. H.; Drud.
e o deucderei, G. m. d. H., fämclich w Halle.
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Fommunſſtſche Partei

Ortsgr. Rerſeburg Leung.
Donnerstag, den 5. z nier.
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hundert Fahrräder.
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Trothaerstr. 69, Telephon 8885

En gros. En detail.
Hamſter- Raulwurf-,

Kaninn. 1, Sgrten Felde

zu höchſten Preifen

Pelz und Fellhandlung,
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Thüringer Hof“

Familien Aufenthalt. J

Um geneigtes Wohlwollen S

m e
Landwebritrae

J einfruf
Jetntung im Geldern

Ausſchmüccunn vsßerſcxerbahrhoſßs des

El Gütetbahnhofs und der Zugangsſtraßen

bei der

Keinlehr unſerer ren

leſangenen dundsetce
In allen Erdteilen ſchmachten, zum Teil ſeit e h in Jevennee-

bald fünf Jahren, S ſchule, Liebenauer Abgurnerinnen Abtei

faſt eine Million
S Mittwochs v, 8 bis

DOöerrealſchule, StaudrſtraßeSonntags, vorm. von i
unſerer deutſchen Brüder in nervenzerrüttender en n ten en
Kriegsgefangenſchaft. Viele von ihnen haben für uns S Gäſte willkommen,
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ſind gebrochen an Leib, Seele und Gemüt. Nur ein e

warmherziger Empfang
lſenburg Karevrrge Ah

kann ſie wieder aufrichten und ihnen zeigen,

fahrt Sonnabend

daß wir ſie nicht vergeſſen haben.

vom Hauptbahnbof.
Touristen- Verein

„Die Haturfreunde,“

Für unſere aus der Front heimkehrenden
Krieger haben wir unſere Bahnhöfe und unſere
Straßen geſchmückt, jetzt gilt es, ſie auch für

Heute, abends 7 Uhr:

unſere heimkehrenden Kriegs

I Verſammlung.

gefangenen

S n en W e
lam Juni. abends 7

mit Fahnen und Blumen zu ſchmücken. Sie, deren
trauriges Geſchick in letzter Zeit das herzliche
Mitgefühl der geſamten geſitteten Welt erweckt hat,

e

ſollen nicht bei der Heimkehr
zurückſtehen.

h Braunlg u lſenr Je Wictage 1 h

Wir wollen uns in der Heimat nicht durch
unſere neutralen Nachbarn, die in dankenswerter
Weiſe ſo unendlich viel für den herzlichen Empfang
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e Jahr fFesbettras

an San
urdeſt. ln Chor

et kspar nDrr irrte Erſcheinen erwarte Vorſtand.
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ereins
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g. ote mit Prois, Ahar T
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O0tt o Sparmann,

neben Walhalla. “895
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Gummibereifung ſofort J d Cu geſucht.

E. Dippold, Gr. Goſenſtr. S p.

Rotorrag J

abenbs 9.46 ihr.

unſerer Kriegsgefangenen tun, übertreffen laſſen. gen ütr Treſtöünkt

t Arbeiter RadſahrerBund
Solidarität (Ortsgruppe

alle a. S.).
abds.

Geldſpenden werden an uns oder an den Vorſitzenden
des Volksbundes zum Schutze der deutſchen Kriegs
und Zivilgefangenen,

Juwelier Tittel, hier,

c hr, i. d. Go eitent wegch Alter Markt: Mit
alicherPerſanminag.

S Erſcheinen ſämtlicherMüglieder erwünſcht

d Der Vorſtand.l mMandoſinen Zirkel Froh
Jeden Vänotaglt und Frei

auf das Konto Bahnhofsſchmückung erbeten;auch ſämtliche hieſige Banken und alle unſere ſechs

Tageszeitungen ſind zur Annahme gern bereit.
Zur Vermeidung von Jrrtümern ſei erwähnt,

daß der Volksbund zum Schutze der deutſchen Kriegs
und Zivilgefangenen die Begrüßung der heim
kehrenden Kriegsgefangenen an unſeren Bahnhöfen
und die Leberreichung von Liebesgaben ſchon ſeit

tag Uebungsſtunden i. Reſtau-

e Fzun Bahnhof. Abfahrt

längerer Zeit aufgenommen hat, ſo daß alſo Liebes

l aAwmetenkluh von in

S jn Halle 4 Saale.
h Hvereinsiohal. Gold. Kette.

Frten abd. Uebungsſtundeeden onnabenb nach dem 1.
Berſammlung,

t Suctrinder verb.
Mitwoch, 4. Juni, abendss Ühr. bei Ködprchen: Ver

ins Berlſcht über die
n ung mit den Arbeit-

M sgebern.

[Ammengort]
e iAbelter Geſangverein

S äünmwendotf und ümg.

gaben und Gelder hierfür dorthin abzuführen ſind. ne Ziaent

Halle, den 12. Mai 1919. 53 Ser Borſtand.[Merseburg.
Die Linienkommandantur Kewerkſwaſts gartel

Linie A. Nerſeburg.Jeden 1. Donnerstag ime Möonax, abends 7 h Uhr:J Sitzung im a Hof,
er Vorſtand.e Die Bahnhofskommandanktur. e [urieren.

Blomeyer, Hauptmann und Bahnhofskommändant. Geſangverein ßoffnung.

Sonntag vormitt. 8 Uhr,

TCeoelle, Major und Linienkommandant.
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Nr. 128. 30. Jahrgang.

LedebourProzeß.
g W Zehnter Verhandlungstag.

Zeuge Wuttig war Ordonnanz im Polizeipräſidium undvedundet, daß er mit Thießenhauſen nicht viel geſprochen habe,

weil Thießenhauſen ihm von vornherein unſympathiſch war.
Thießenhauſen iſt mehrmals in das Diktatzimmer des Präſi
denten gekommen und hat ſich von den Stenotypiſtinnen Schrift

e ohne Vorwiſſen Eichborns anfertigen laſſen, deswegen
abe ich Thießenhauſen auch ein paar Mal rausgeſchmiſſen.
Zeuge A Ipers war der Führer der Perſonalabteilung der

MatroſenDiviſion. Er hat vom Fenſter beobachtet, daß die
Waffen auf dem zweiten Hof verteilt wurden. Eine Beteili
gung des Angeklagten Ledebour an der Waffenverteilung hat
er nicht wahrgenommen Bevor aber dieſe einfache Tatſache
feſtgeſtellt werden konnte, kam es zu dem ſchärfſten Zuſammen
ſtoß zwiſchen dem Vorſitzenden und Ledebour. Ledebour wollte
durch Befragen des Zeugen Alpers feſtſtellen, daß die Thießen-

»hauſenſchen Angaben über die Beteiligung Ledebours und Lieb-
nechts an der Waffenverteilung unrichtig ſein müſſen. Der

Vorſitzende, der in das Verhör eingriff, brauchte nun den
Thicßenhauſenſchen Ausdruck „um die Waffenausgabe be-
kümmern“, worauf der Zeuge Alpers erklärte, es ſei natürlich
möglich, daß ſich der Angeklagte ohne ſein Wiſſen um die Aus
gabe von Waffen gelümmert habe. Ledebour wurde äußerſt
pat. daß auf dieſe Weiſe eine Verwirrung herbeigeführt

ar.
Ledebour: Da ſehen Sie, Herr Vorſitzender, was Sie

angerichtet haben.
orſitzender unterbricht Ledebour mit ſeiner Glocke):

Ich verbitte mir dieſen Ton, das Gericht wird darüber zu ent
ſcheiden haben, ob wir überhaupt die Verhandlungen fort-
ſetzen können. Sie werden die Folgen Jhres Auftretens zu
tragen haben. Ledebour Wenn Sie ſo verfahren, dann
werden die Folgen noch andere Leute treffen. Vor
ſitzen der erneut ſtark läutend: Das iſt eine Drohung gegen
das Gericht. Wir werden über dieſen Vorfall beraten Rechts
anwalt Roſenfeld: Jch möchte doch bitten, die ganze Per
ſönlichkeit des Angeklagten Ledebour in Betracht zu ziehen und
zu würdigen, wie er es geſagt und gemeint hat. Staatsanwalt
Zumbroich behauptet, daß dem Angeklagten in ſeiner Ver
teidigung der weiteſte Spielraum gegeben worden iſt, der je-
mals einem Angeklagten in Moabit gewährt worden ſei. Er
müſſe nicht nur gegen das Gericht und die Staatsanwaltſchaft
proteſtieren, ſondern auch Verwahrung dagegen einlegen, wie

heftig Ledebour mit den Zeugen, deren Ausſagen ihm nicht
genehm ſeien, verfahre. er Staatsanwalt verweiſt hierbei
auf eine Verordnung des Juſtizminiſters zum Schutze der

Zeugen. Rechtsanwalt Roſenfeld erklärt, daß er als Juſtiz
miniſter dieſe Verordnung erlaſſen habe, aber dieſe Verord-
nung bezwecke den Schutz der perſönlichen Ehre und der Be-
rufsſtellung der Zeugen. Hiergegen habe Ledebour in keiner
'Weiſe verſtoßen; die Verordnung ſei vernünftig. Ledebour:
Der Umſtand, daß der Zeuge Thießenhauſen wegen ſeiner Aus
ſage beläſtigt worden iſt, findet meine Mißbilligung. J
wollte ſchon eine Erklärung darüber abgeben, hatte aber au
Anraten meiner Verteidiger davon Abſtand genommen.
richte nunmehr wieder einen Appell an meine Freunde, keinen
einzigen Zeugen, ſo ungünſtig er auch gegen mich ausſagen
möge, zu behelligen, noch Aufforderungen von Lockſpitzeln nach-
zugehen, die zu Mißhandlungen auffordern, weil ſolche VorLommniſſe nicht nur meiner Perſon, ſondern auch der Sache
ſchaden würden, für die ich hier ſtehe. Sodann habe ich nicht
die Abſicht gehabt, das Gericht zu bedrohen. Jch habe das
Empfinden gehabt, daß mir durch den Herrn Vorſitzenden in
Ausſicht geſtellt wurde, mein Prozeß würde abgebrochen und ich
auf unbeſtimmte Zeit in Haft behalten werden. Jch bin der
t Ueberzeugung, wenn Sie mir gegenüber ſo verfahren, ſo
würde eine

furchtbare Erregung in den Maſſen
entſtehen, und dieſe Erregung könnte zu Vorkommniſſen führen,
die wir nur bedauern könnten. Staatsanwalt Gyſae:
glaube, daß dieſe Erklärung des Angeklagten Ledebour voll

kommen genügt. Vorſitzender: Fch halte die Sache für
erledigt. Leutnant Hamburger erklärt, daß er mit derForderung der Unterſchriften keineswegs eine Kriegsliſt be-
abſichtigt habe, ſondern wirklich bereit war, an entſprechend
legitimierte Perſönlichkeiten das Miniſterium zu übergeben

m Anſchluß an die Vernehmung Hamburgers wird der Zeuge
emke einmal vernommen, und es ſtellt ſich heraus, daß

er von dem Preſſevertreter Moſer, dem ſogenannten Sekretär
des Herrn Ebert, 100 Mark nach Uebergabe des Schriftſtückes
erhalten hat, damit er verduften kann.

Zeuge Fritz Wolf bekundet: Jn dem Vorzimmer, in dem
ſie mit Eichhorn verhandelten, befänd ſich auch Ledebour, der
mit Eichhorn zuſammen gekommen und ans Fenſter getreten
war. Eichhorn erteilte dem revolutionären Obmann Weiſungen,
daß ein Zug mit Regierungstruppen auf Stettin aufgehalten
werden ſollte. Während dieſer Anweiſung iſt Eichhorn ver-
ſchiedentlich zu Ledebour gegangen und hat mit ihm leiſe ge-
ſprochen. Nur das Wort „Äutobeſtellung“ hat der Zeuge ver
ſtanden. Wolf hat den Oberſten Reinhard von ſeinen Be

Ein Rückblick aus dem Jahre 2000.
37] Von Edward Bellamy. Nachdr. verb.

Siebzehntes Kapitel.
Ich fand den Betrieb im Zentralwarenlager ganz ſo inter

eſſant, wie Edith ihn mir beſchrieben hatte. Ich geriet geradezu
in helle Begeiſterung über das durchſchlagende Beiſpiel vor
meinen Augen, daß eine planmäßige Organiſation den Erfolg

der Arbeit wunderbar ſteigert. Das Lager erſchien mir wie eine
ungeheure Mühle, in die auf der einen Seite fortwährend ganze
Wagen und Schiffsladungen von Waren hineingeſchüttet wur-
den, um an der anderen wieder hervorzukommen, verteilt und
verpacktt nach Pfunden oder Gramm, Metern oder Hentimetern,
Litern oder Hektolitern, je nach dem es die Bedürfniſſe einer
halben Million Menſchen erheiſchten. Jch ſchilderte Doktor
Leete, wie zu meiner Zeit der Verkauf der Waren vor ſich ging,
und er rechnete mir daraufhin vor, welche ſtaunenswerten Er
ſparniſſe die neue Organiſation der Verteilung mit ſich brachte.

„„Wenn ich das heute Geſehene zu dem füge, was Sie mir er-ählten, und was ich unter Leetes Führung im Muſter-
lager kennengelernt habe,“ ſagte ich auf dem Heimweg, „ſo kann
ich mir eine ziemlich klare Vorſtellung davon machen, wie die
Verteilung der Waren heutzutage organiſiert ch begreife
nun ganz aut, daß die jetzigen Einrichtungen den Zwiſchenhandel
und das Geld entbehrlich gemacht haben. Allein ich möchte gern
mehr darüber erfahren, wie die Erzeugung Jhrer Waren ge
regelt iſt. Sie haben mir im allgemeinen erklärt, wie Jhr Ar
beitsheer m organiſiert wird, aber wer leitet ſeine
Tätigkeit? Welche höchſte Behörde entſcheidet, was in den ein
zelnen Wirtſchaftsgebieten geſchafft werden ſoll, damit von
allen Gütern genügend erzeugt und doch keine Arbeit verſchwen
det wird? Meines Erachtens liegt ihr eine ungemein verwickelte
und ſckwierige e ob, für deren Löſung ganz ungewöhn-
liche Fähigkeiten erforderlich ſind.“

Meinen Sie das wirklich?“ antwortete Doktor Leete. „Jch
verſichere Sie, daß dies keineswegs ſo iſt. Die Organiſation
unſerer Wirtſchaft iſt im Gegenteil ſehr einfach und fußt auf

ganz klaren und leicht durchzuführenden Grundſätzen. Diemit der Leitung betrauten Beamten in Waſhington brauchen

J

4 4 h n 44 4 T 7 Pre r e enBeilage zum Volksblatt.
e im Poligzeipräſidium, insbeſondere von der be
abſichtigten Verwendung von Fliegerbomben, verſtändigt.

Zeuge Henze war Depotführer der republikaniſchen Sol
datenwehr. Er bekundet, daß die Proklamation der neuen Re

ierung, weil ſie nicht geſtempelt war, das Bedenken der MannWcſick erregte.

Der Vorſitzende des Soldatenrates vom 8. Garde-
bekundet, daß an dem kritiſchen Tage die Soldaten

nach dem Vollzugsrate geſchickt hatten, um eine Aufklärung
über die politiſche Lage zu erhalten. Der Vollzugsrat ſandte
den Genoſſen Ledebour, der das Regiment für die Revolution zu
gewinnen ſuchte. Die überwiegende Mehrheit der Mannſchaften
war aber für die jetzige Regierung. Bei der erneuten Ver
nehmung des Thießenhauſen, der über ſeine Verhaftung
als Spartakiſt ausſagen ſollte, kommt es zu einem heftigen
r zwiſchen dem Vorſitzenden und den Verteidigern.

ls der Thießenhauſen über ſeine Tätigkeit und die Vorgänge
im Vorwärts am 5. Januar berichten ſoll, weicht er von ſeiner
früheren Ausſage weit ab, und als die Verteidiger dieſe Wider

rüche durch weitere Fragen feſtzuſtellen verſuchen, werden
ihre Bemühungen durch das Eingreifen des Vorſitzenden, deſſen
Fragen von den Zeugen als Hilfsmittel aufgegriffen werden,
vereitelt. Die Verteidiger Liebknecht und Roſenfeld
proteſtieren auf das ſchärfſte gegen die Frageſtellung des Vorſitzenden und werfen demſelben Parteilichteit vor. Das Ge-
richt nimmt beide Verteidiger wegen dieſes Vorwurfs in eine
Geldſtrafe von je 100 Mark.

Die Verhandlung wird auf Dienstag früh 9 Uhr vertagt.

Jn der Welt am Montag ſchreibt Hans Le uß zum Prozeß
gegen den Genoſſen Ledebour:

„Der Prozeß iſt eine Ausſtellung aller jener Künſte, mit
denen man im alten Deutſchland politiſche Juſtiz übte, und ein
Muſterbild des gleichen „Erfolges“: dem Verfolgten einen
Ruhmeskranz zu widmenl Die bürgerliche Strafjuſtiz wett-
eifert in Moabit mit den militäriſchen Gerichten in der Ent
bloßung der Machthaber vor allen Augen! Daß eine ſoeben
durch Revolution zur Macht gelangte Regierung einen Konkur-
renten, der das gleiche gegen ſie verſucht hat, veinlich auf Um-
ſturz und Hochverrat anklagt, wirkt komiſch, daß bei dieſer An-
klage mit all dem Ungeſchick und all den Tricks der PVergangen-
heit prozediert wird, reizt den einen Teil zum Spott und Hohn,

den anderen zu Grimm und Widerſtand.
Die Spitzel und Kronzeugen marſchieren auf, Stimmungs-

mache tritt in den Vordergrund der Verhandlungen ein Offi-
zier von zweifelhaften Moriten, der vernommen werden ſoll, iſt
Hirgends zu finden, wohnt aber frank und frei in Sharlotten
burg. Das Piſacken mit der Unterſuchnngshaft wird gegen
einen bald Siebzigjährigen nach den bekannten Methoden der
preußiſchen Strafjuſtiz angewandt kurz, es iſt ein Stück
von der bekannten alten „Juſtiz'“, die ſeit Menſchen-
altern den preußiſchen Staat gekennzeichnet und nur dazu ge-
dient hat, dieſen Staat der Geringſchätzung und dem Haß aus
zuliefern eine Agitation ſeiner ſelbſt gegen ihn ſelbſt!

Aus der Provinz.
Die Lohnerhöhungen für die Bergarbeiter ein

Rieſengeſchäft für die Unternehmer.
Bekanntlich hatten die Braunkohlen-Bergwerksbeſitzer die

Forderung der Bergarbeiter nach höheren Löhnen rundweg ab-
gelehnt mit der Begründung, daß die angeblich wirtſchaftlich
ſchwer geſchädigten“ Werke die Lohnerhöhungen nicht ertragen
könnten. Erſt muß die Regierung die Kohlenpreiſe
erhöhen, dann können wir verhandeln riefen die Unter-
nehmer. Die Regierung, welche ja immer großes Verſtändnis
für die Forderungen der Kapitaliſten an Tag legt, geſtand den
Werksbeſitzern eine enorme Kohlenpreiserhöhung zu mit dem
ausdrücklichen Bemerken, um die Werke finanziell in den Stand

zu ſetzen, die neuen Lohnforderungen der Bergleute zu be-
willigen (ſ. Heft 9 der Braunkohle, Organ des Verbandes der
Braunkohleninduſtriellen Deutſchlands).

Anſtatt nun den Bergarbeitern eine der Kohlenpreiserhöhung
entſprechende Lohnerhöhung zu bewilligen, hat man dieſelben
mit ein paar Bettelpfennigen abgeſpeiſt. Daß aber die Unter
nehmer mit der Kohlenpreiserhöhung ein feines Geſchäft ge
macht haben, zeigen folgende Zahlen. Für die A. Biebeckſchen
Montanwerke ergibt die Preiserhöhung einen Mehrge-
winn von rund 19 Millionen Mark pro Jahr, die
Lohn- bzw. Gehaltserhöhungen für Arbeiter und Angeſtellte
bedeuten eine Mehrausgabe von rund 6 Millionen Mark pro
Jahr; bleibt ein Mehrprofit von 18 Millionen Mark pro Jahr.
Dieſe Zahlen ſprechen für ſich. Das iſt die altbekannte kapi-
taliſtiſche Moral, mit der einen Hand gibt inan den hungernden
Arbeitern einige Brocken, mit der anderen aber füllt man ſich
die unergründlichen Taſchen.

daher nur Durchſchnittsbe abung, um ihre Pflicht ur voll
endeten Zufriedenheit der Nation zu erfüllen. Die Maſchine,
die ſie leiten, iſt allerdings rieſengroß, allein ihr Bau beruht
auf ſo logiſchen Grundſätzen, ihre Funktionen find ſo einfach
und klar, daß ſie faſt von ſelbſt geht, und daß nur ein Narr ſie
in Unordnung bringen könnte. Sie werden mir beiſtimmen,
nachdem ich Jhnen die Sache in wenigen Worten auseinander-
eſetzt habe. Da Sie ſchon einen recht guten Einblick in den
ang der Güterverteilung bei uns erlangt haben, ſo ſoll dieſe

der Ausgangspunkt meiner Erklärungen ſein. Schon zu Jhrer
Zeit konnten die Statiſtiker Jhnen ſagen, wieviel Meter Baum-
wollſtoffe, Samt und Wollzeuge, wieviel Tonnen Mehl, Kar-
toſfeln und Butter, wieviel Schuhe, Hüte und Regenſchirme die
Nation jährlich konſumierte. Weil die Gütererzeugung damals
in Privathänden lag, ſo konnte man allerdings unmöglich eine
Statiſtik des tatſächlichen Verbrauchs erhalten. Aber immer-
hin waren die Ziffern, wenn anch nicht ganz genau, doch an
nähernd richtig. Jetzt dagegen, wo jede verabfolgte Stecknadel
gebucht wird werden natürlich ganz genaue Zahlen über den
Konſum in einer Woche, in einem Monat, einem Jahr erhoben
und dem Verteilungsamt nach Ablauf jedes ſolchen Zeitraums
e nt. Dieſe Zahlen liegen den Voranſchlägen für die Pro
uktion des kommenden Jahres zugrunde. Selbſtverſtändlich

werden dabei Anzeichen auf ſteigende oder abnehmende Nach-
frage nach gewiſſen Gütern berückſichtigt ferner auch beſonvere
NUmſtände, die möglicherweiſe den Verbrauch beeinfluſſen
können. Der Sicherheit halber laſſen dieſe Voranſchläge einen
großen Spielraum; ſind ſie von der Generalverſammlung an-

worden, ſo haben die Verteilungsämter nichté mit
r Sache zu tun, bis die Waren bei ihnen eingeliefert werden.

Ich ſprach davon, daß die Voranſchläge für ein ganzes Jahr im
voraus berechnet werden. In Wirklichkeit findet jedoch die
Vorberechnung für eine ſo lange Friſt nur bei den großen
Maſſenartikeln ſtatt, bei denen auf ſtetige Nachfrage zu rechnen
iſt. Was die meiſten Erzeugniſſe der kleineren Jnduſtriezweige
anbetrifft, ſo pflegt der Geſchmack zu wechſeln, und die Nach-
frage nach ihnen hängt von der neueſten Mode ab. Derartige
Vrtikel werden deshalb nach der Höhe des jeweiligen Verbrauchs
erzeugt, und das Verteilungsamt liefert in kurzen Zwiſchen-
räumen die Voranſchläge, denen die Nachfrage im Verlauf je
einer Woche zugrunde liegt.

Halle (Saale), 3. Juni 1919.

Schiebereien mit Auslandswaren.
Eine M deburger irma erhielt folgendes Angebot, aus

dem zu erſehen iſt, ſelbſt die ſo gut behüteten Auslands
mittel dem ſchamloſen Schleichhändlerunweſen zum Opfer
fallen

Wittenberg, den 19. Mai 1010.
Jch offeriere Jhnen:

girka 400 Zentner Speck (amerikaniſch) 20 Mark pro Kilo
222 zirka 400 Zentner Kühlhausbutter in Kübeln (ameri-
i 40 Mk. pro Kilogramm, zirka 400 Zentner Reis
9,50 Mk. pro Kilogramm in Waggonladungen ab Düſſeldorf
gen Hinterlegung bei der Deutſchen Vank, Düſſeldorf bzw.

bnahme in Düſſeldorf.
Dieſe Waren ſind nur für Gemeinden und größere Werke

beſtimmt und ſcheidet ſämtlicher Zwiſchenhandel aus.
Die Ware iſt von der Friedenskommiſſion freigegeben, ſo

daß für den Abtransport keine Schwierigkeiten zu befürchten
wären. Hochachtungsvollr gez. Bruno Meyer, Grünſtraße 24.

Was ſind das für Waren, die „nicht durch den Zwiſchen
handel“ gehen und „von der Friedenskommiſſion freigegeben“
ſind, ſo daß „keine Schwierigkeiten zu befürchten wären Ein
Kilo Speck koſtet 29 Mark, ein Kilo Butter 40 Mark. Und dieſer
Handel ſoll keine Schiebung ſein? Vor den Schiebern iſt eben
nichts ſicher, auch die angeblich ſo gut behüteten und ſicher vom
Hafen an die Gemeinden geleiteten Auslandswaren nicht.

Merſeburg. Stadtverordnetenſitzung. Der erſte Punkt
beſchäftigte ſich mit der Wahl der unbeſoldeten Stadträte. Be-
kanntlich haben alle unbeſoldeten Stadträte ihr Amt niedergelegt,
und die Parteien hatten ſich ſchon lange mit dieſen Wahlen be
ſchäftigt. Alle Parteiſchattierungen richteten ſich gegen unſeren
Genoſſen Langer, und auch die Demokraten glaubten, unſere Ge
noſſen zu einer Umkehr zu bewegen, Da nun aber alles nichts
nützte, wurde Genoſſe Langer mit 14 ſozialdemokratiſchen Stimmen
zum Stadtrat gewählt. Die zwanzig Bürgerlichen gaben weiße
Zettel ab. Demzufolge ſahen ſich auch unſere Genoſſen veranlaßt,
nicht für die bürgerlichen Kandidaten zu ſtimmen, und demzufolge
erhielten die Herren Dittrich, Elſte und Kohl 21 Stimmen. Der
Mehrheitsiozialiſt Bauer erhielt 30 Stimmen. Unſer Genoſſe Oskar
Fiedler erhielt nur die Stimmen der Sozialdemokraten. Hiermit
ſind alſo zwei Unabhängige und ein Mehrheitsſozialiſt im Magi-
ſtrat. Vielleicht iſt es dieſen möglich, etwas Licht in dieſes finſtere
Parlament zu bringen. Alle anderen Punkte waren von weniger
Bedeutung. Ueber die Speckverteilung wurde von ſeuen des Demo
kraten Junker eine Anfrage an den Magiſtrat gerichtet. Es ſoll
in Merſeburg eine andere Qualitär als in Leung verkauft werden.
Wahrſcheinlich glauben die Herren Beamten, ſich im Nachteil gegen
über den Arbeitern zu befinden. Der Bürgermeiſter und der Genoſſe
Daniel belehrten dieſe Herren dahingehend, daß auch die Arbeiter
der Leunawerke keine beſſeren Nahrungsmittel erhalten.

Schkenditz. Eine Gemeindevertreterkonferenz für
den Agitationsbezirk Schkenditz, tagte am 1. in Wehlitz. Gen.
Oſterburg-Halle, erſtattete ein inſtruktiwes Referat. Er erörterte
die Rechte der Schulzen und Schöppen und gab Hinweiſe, wie die
Rechte der Schulzen einzuſchränken ſind. Bei allen unſeren Hand
lungen müſſen wir uns an unſer Programm halten. Alle Be
ſchlüſſe müſſen geprüft werden, wie wirken ſie kulturell, wie ſozial.
Fehler werden dann meiſt vermieden werden. Ein ganz beſonderes
Kapitel iſt die Schule. Die Menſchheit wird an Klugheit und
Bildung erſt allgemein profitieren, wenn auch die Kinder der
arbeitenden Klaſſe an allen Bildungsmöglichkeiten teilnehmen
können. Dazu iſt in erſter Linie Schulgeld- und Lernmittelfreiheit
nötig. Zur Anſtellung von Schulärzten müſſen ſich die Gemeinden
zuſammenſchließen. Pflicht jeder Gemeinde iſt es ſchon jetzt, die
Schulanfänger ärztlich unterſuchen zu laſſen. Grund und Boden
darf nicht veräußert und Gemeindearbeiten müſſen möglichſt in
eigener Regie ausgeführt werden. Jede Gemeindevertretung muß
ſich eine Geſchäftsordnung geben. Einen Entwurf ſtellt der Re
ferent jeder Gemeinde zur Verfügung. Ueber Kommunalpolitik
der U. S. P. iſt ein Leilſaden erſchienen. Der Redner wuünſcht,
daß jeder Vertreter ſich ein Exemplar zulegt. Jn der anſchließen
den Diskuſſion beantwortete Gen. Oſterburg viele Fragen in zu
friedenſiellender Weiſe. Die Konferenzen finden periodiſch ſtatt.
Es wird erwartet, doß ſich jeder Gemeindevertreter daran beteiligt.

PForch. Die Mitgliederverſammlungen derPartei finden nach wie vor jeden erſten Mitnooch im Monat
ftatt. Die nächſte alſo am 4. Juni abends 834 Uhr in Stendels
Reſtaurant Zur großen Ueberraſchung mußte man es hier
erleben, daß, nachdem zur reſtloſen Wafſenabtieferung wieder
holt aufgefordert worden iſt und die Arbeiter die Waffen auch
abgeliefert haben, der vaterländiſche Kriegerverein noch im
Beſitz einer größeren Anzahl Gewehre iſt. Man fragt ſich, wes
halb iſt da nicht eingeſchritten? Bei einem Arbeiter würde
man nicht zögern. Soll der monarchiſtiſchen Gegenrevolution
damit Vorſchub geleiſtet werden? Denn der Kriegerverein war
und iſt doch eine ſtarke Stütze der Monarchie. Wenn die Ar-
beiter die Waffen abliefern müſſen, ſo muß dies der Krieger-
verein erſt recht. Der Kreistag, der ja jetzt zu 25 aus unab
hängigen Sozialdemokraten beſteht, iſt von unſeren Genoſſen
benachrichtigt und um Einziehung der Gewehre erſucht.

Alle produktiven Tätigkeitszweige ſind in zehn große Berufs
genoſſenſchaften eingeteilt, von denen jede eine Anzahl ver
wandter Gruppen umfaßt. Jnnerhalb dieſer Genoſſenſchaſten
wird jeder einzelne Gewerbezweig durch ein beſonderes Be
triebsamt vertreten. Dieſes beſitzt die vollſtändigſte Ueberſicht
über die Zahl und das Leiſtungsvermögen der einzelnen Be
triebe, über die Anzahl der BVeſchäftigten, den jeweiligen Stand
der Produktion und die Mittel, dieſe nötigenfalls zu ſteigern
Die von der Generalverſammlung gebilliglen Voranſchläge der
einzelnen Verteilungsämter gehen als Aufträge den zehn großen
Verufsgenoſſenſchaften zu. Dieſe übermitteln ſie den einzelnen
Betriebsämtern, die die verſchiedenen Wirtſchaftsgruppen vertreten. Hierauf laſſen die Aemter die nötigen Arbeiten von
ihren Leuten aitsführen. Jedes Betriebsamt iſt für die ihm
zugewieſene Aufgabe verantwortlich; ſeine Tätigkeit unterliegt
ſtrenger Kontrolle durch die Berufsgenoſſenſchaft und die Gene
ralverwaltung, auch nimmt kein Verteilungsamt eine Waren-
lieferung an, ohne ſich vorher ſelbſt von ihrer Güte überzeugt
zu, haben. Die Regelung unſerer Produktion ermöglicht es,
daß ein Fehler an einem Erzeugnis bis zu dem Arbeiter zurück
verfolgt werden kann. der ihn verſchuldet hat, und das auch
dann noch, wenn das Erzeugnis ſich bereits in der Hand des Ver
brauchers befindet. Natürlich ſind keineswegs die geſamten
nationalen Arbeitskräfte erforderlich, um alles zu erzeugen,
was dem tatſächlichen Verbrauch der Nation dient. Nachdem
den einzelnen Wirtſchaftsgruppen die erforderlichen Mannſchaf
ten zugewieſen worden ſind, bleiben noch viele Arbeitskräfte
frei. Sie werden dazu verwendet, ſtehendes Kapital zu ſchaffen:
Gebäude, Maſchinen, Brücken und Wege, Betriebs und Ver
m und ſo weiter.“Ein Umſtand fällt mir ein,“ ſagte ich, „der vielleizufriedenbeit verurſachen könnte. Se d
ein Ding der Unmöglichkeit ſind, wie kann man da mit
ſtimmtheit darauf rechnen, daß die Wünſche kleiner Minder
heiten erfüllt, und daß auch ſolche Artikel hergeſtellt werden,
die keinen ſtarken Abſatz verſprechen Kann nicht eine amtliche
Verfügung ſie jederzeit der Möglichkeit berauben, ihre indivi
duellen Bedürfniſſe zu befriedigen, bloß weil die Mehrheit ihren
Geſchmack nicht teilt

(Fortſetung folgt. P



Sdtadtverordnetenfitzung.
Der Vorſteher eröffnete die faſt vollzählig beſuchte Sitzmit Vekanntg der Eingänge. Fin S

wünſcht die Wiederanbringung der Rettungsringe an der Saale.
Der gleiche Verein erſucht in einer Petition, daß die Straßenbahnlinie I wieder bis zur Endſtation Trotha an Betrieb le
wird. Einige Mitgkieder der Baudeputation machen die An
nahme ihrer Wahl abhängig von einer Aenderung der Dienſt
ordnung dahingehend, daß den Mitgliedern des Vauausſchuſſes
auch geſtattet wird, ſich an ſtädtiſchen Lieferungen und Arbeiten
u beteiligen. Dieſe Geſuche wurden den zuſtändigen Aus-
chüſſen überwieſen
Die Verſammlung trat ſodann in die Beratung der wieder

ſehr umfangreichen Tagesordnung ein. Als erſter Punkt ſtand
zur Seratung der von der Fraktion der Unabhängigen Sogial-

emokratie geſtellte Antrag:
Die Stadtverordnetenverſammlung wolle beſchließen: Die

Magiſtrats mitglieder werden aufgefordert, der neu
gewählten Stadtverordnetenverſammlung ihre Mandate
zur Verfügung zu ſtellen, damit die Umgeſtaltung
des Magiſtrats eingeleitet werden kann. Von den unbe
ſeldeten Stadträten erwarten wir die ſofortige
Mandatesniederlegung.

Gtadtv. Keil von der Demokratiſchen Fraktion ſtellte den
Antrag den Punkt von der erſten Stelle der Tagesordnung ab
zuſetzen und an die letzte Stelle zu ſetzen. Er begründete es
jenderbares Verlangen damit, daß in der Verhandlung
was geſagt werden könnte, was den Magiſtratsmitgliedern
nicht paſen würde. Man müſſe den Herren Gelegenheit geben,
den Sitzungsſaal zu verlaſſen. Dem ſonderbaren Verlangen
wurde vom Gen. Koenen ganz energiſch widerſprochen. Es
würde für die Magiſtratsmitglieder im Gegenteil von großem
Berte ſein, wenn ſie die Gründe und Gegengründe des Ver
langes zu Gehör bekämen. Es drehe ſich hier nicht um perſön
liche Dinge, ſondern um eine Frage von grundſägzlicher Bedeu
wung. Es würe von den Unabhängigen nichts geſagt werden,
was als perſönliche Verletzu. aufgefaßt werden könnte. Nach
dem ſofortige Beratung beſchloſſen worden war, begründete
Stadtv. Koenen den Antrag, indem er betonte, daß dieſer
lediglich eine Fortſeyung der durch die Revolution begründeten
Tatſachen bedeute. Es ſei deshalb notwendig, daß dement-

rechend auch eine Erneuerung des Magiſtrats lole um der
(bſtverwaltung wirklich Geltung zu verſchaffen. an folge

nur dem Zugezder Zeit, wenn der Magiſtrat nach erfolgten Neu
wahlen eine der jetzigen Zuſammenſezung der Stadtverord-
netenverſammlung entſprechende Beſezung erfahre. Wir wollen
wicht die beſoldeten Stadträte aus den Aemtern jagen, ſondern
mit dem Magiſtrat darüber verhandeln, in welcher Form wir
mit zu arbeiten gedenken. Das gehe wohl nicht an, daß Magi-

r i auf ihrem Poſten verharren, ohne da ſie wiſſen,
ſie noch das Vertrauen des Kollegiums genießen. Wir denken

nicht daran, das zu ſein, für das man uns immer hinſtelle. Wir
wollen den Beteiligten Gelegenheit geben, ſich an die neue Zeit

Das ſei der Sinn des erſten Satzes des Antrages.
zweite gehe allerdings ein wenig weiter, indem er ein Rechtmm Kraft ſehen wolle, daß der neuen Verſammlung unbedingt

zuerkannt werden müſſe. Es müſſe zugegeben werden, daß die
eine Hälfte der Magiſtratsmitglieder nicht ſo ohne weiteres um

eformt werden könne, ohne vorhergehende Reform der Magi-
atsverfaſſung. Eine Hälfte der Magiſtratsmitglieder würde

Vertrauen eines großen Teiles der Verſammlung genießen,
e zur Hälfte aus bürgerlichen, zur anderen aus Arbeiterver-

tretern beſtehe. Am richtigſten wäre, den Beſitzenden zunächſt
die beſoldeten, den Beſitzloſen die unbeſoldeten Sitze zu über
laſſen. Widerſpruch auf der Rechten Das wäre das richtige
Verhältnis. Dem Magiſtrat werde dadurch Gelegenbeit ge

ben, eine Gleichheit zwiſchen den beiden Parteien zu ſchaffen.
ür ein gedeihliches Zuſammenarbeiten ſei das unbedingt not

wendig. Wenn raſch und gedeihlich gearbeitet werden ſolle,
dann müſſe der Magiſtrat ein getreues Abbild von der Stadt
verordnetenverſammlung ſein. Aus grundſätzlichen und auch
praktiſchen Gründen heraus erſuche er dem Antrag zuzuſtim
men, damit eine wirkliche, vollkommene Selbſtverwaltung der
Stadt ausgeübt werde. Das Volk müſſe auch dort zu ſeinem
Rechte kommen, wo in der Tat die Selbſtverwaktung ausgeübt
werde. Es müſſe ein gewichtiges und entſcheidendes Wort im
Magiſtrat mitzureden haben.

Stadtv. Keil führte aus, daß die Bürgerlichen den Antrag
in ſeinem ganzen Umfange ablehnen müſſen, da ſie keine Ver
anlaſſung dazu ſehen, jet eine Umformung des Magiſtrats
vorzunehmen. Politiſche Fähigkeiten und agitatoriſche Tüchtig-
keit ſei nicht maßgebend für die Seeignetheit zum Poſten eines
en Ebenſo lehnte Stadtv. Steinbrückdie Deutſchnationalen aus denſelben fadenſcheinigen Grün
den den Antrag ab. Stadtv. Kleeis erklärte für die ſozial
demokratiſche Fraktiong daß er ſich mit den Grundprinzipien
des Antrags einverſtanden erklären könne; indes wäre es dochzuviel verlangt, wenn man den beſoldeten Magiſtratsmitgliedern

enſinnen wolle, ihre Aemter niederzulegen. Soweit aber die
unbeſoldeten Stadträte in Frage kämen, könnte eine Reform
antreten, obgleich vielleicht auch hier Härten vorkommen könnten.

Sen. Koenen wunderte ſich, daß die Rechtsſogialiſten hier
dehaupteten, es würden zu erwarten ſein. Der Magi-
Krat ſolle nicht nach wechſelnden Mehrheiten gewählt werden,
aber indes ſei eine am neue Stadtverordnetenverſammlung
gewählt worden, und dieſer müßten doch Zugeſtändniſſe gemacht
werden. Wollten wir eine wirkliche Selbſtverwaltung haben
s müßte auch die Bevölkerungsſchicht im Magiſtrat in die Er
einung treten die hier in großer Anzahl vertreten ſei. Wo

liebe die Demokratie, wenn ſie Leute Beſchlüſſe faſſen und aus
ließe, die nicht von dieſer Demokratie gewählt worden

eien? Die angeblich beſſere Erfahrung könne kein Grund ſein,
daß nicht auch andere Leute gewählt würden; denn dann müßte

a immer dieſelbe Zuſammenſetzung des Magiſtrats beſtehen
leiben. Wir rechnen daxauf, daß wir organiſatoriſche, und

nicht nur wie immer fälſchlich behauptet wird nur agi-
atoriſch befähigte Männer bringen würden. Jn der großen
Stadt Halle ſeien befähigte Leute leicht zu finden. Die jetzigen
Stadträte haben ja auch nicht gleich ſo gearbeitet, wie ſie jetzt
arbeiten. Die Selbſtverwaltung, ſolle es alſo wirklich eine ſein,
dann müſſe nach gerechten Grundſätzen verfahren werden.
Redner wandte ſich gegen den Stadtv. Keil und betonte, daß der
Demokratie jede Konſequenz fehle; auch an politiſcher Tatkraft
fehle es den Herren, und es ſei höchſt merkwürdig, daß gerade
von jener, ſich immer demokratiſch nennenden Partei am
chwerſten gegen ken Antrag geſprochen worden ſei. Der Mehr

heit die bis jest hier ſaß, hat man durch den Wahlausgang be
ſcheinigt. daß ſie eben nicht das Vertrauen habe, denn die Hälfte
der Stadtverordneten ſei wicht wieder zurückgekehrt. Das Volk

endlich die demokratiſchen Grundſätze in die Tat umgeſetzt
eheStadtv. Keil verſuchte noDnalz, Rechtseinwände geltend

u machen. Dieſelben verſchrobenen Anſichten äußerte Herr
Stadtv. Finger er meinte, aus der Kommunalverwaltung
müſſe das Parteiweſen ferngehalten werden. Stadtv. Kleeis
ſtellte darauf folgenden Antrag:

Von den unbeſoldeten Magiſtratsmitgliedern wird erwartet,
daß ſie den neugewählten Stadtverordneten ihr Mandat zur
Verfügung ſtellen damit in der nächſten Zeit die Umgeſtaltung
des Magiſtrats eingeleitet werden könne.

Stadtb. Her gzfald gab zu, daß gewiſſe Folgerungen daraus zu ziehen ſeiem daß Vi jetzige Stadtverordnetenverſamm

lung eine andere ſei. Er würde es an ſich begrüßt haben, wenndie unkbeſoldeten Stadträte ihre Aemter dem Ragiſtrat zur Ver

n gen t n ſei dieſe Frage keineolitiſche, ſondern eine reine Re age; er m erde Antrag Kleeis t ge n daher auch
tadtv. Bock: r Antrag müßte für jeden Demokrateine Selbſtverſtändlichkeit ſein. Die Demokratie rede ſorſel dem

Recht, aber Sis ſehen in der Demokratie etwas von der Revolus
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immer Aſif das „Recht“ ochen. Das Geſez iſt derer tatſächlichen c Sehr die r
ſchen dann würden ſie jedenfalls auch zu kleinen Aenderungen

ed r: das Drdie ſich heute als Demokraten aufſpielen, haben keine

hdrug d rren morgendie Macht hätten viele unter den Demokraten es wün
des Wahlrechts geneigt ſein. Wir haben ja auch die Errungen
chaften der Revolution die Arbeiter- und Soldatenräte.

Wenn man die Macht hat, dann veglac man, ſie beiſeite zu
bringen. Jſt das auch ein „Recht“? Der Standvunkt der Rechts
ozialiſten ſei höchſt rig und entſpreche dem bekannten

ort: Jmmer langſam voran, immer langſam vor m, daß der
Krähwinkler Landſturm nachkommen kann.

Stadtv. Albrecht Unſer Antrag ſei das mindeſte, was wirim Intereſſe der Wähler zu fordern haben Das frühere Recht

habe aufgehört. An das haben wir uns nicht mehr zu halten.
Obwohl man immer betonte, daß man im Stadtperlament keine
Politik triebe, habe man jedoch immer die Politik betrieben,
die die Mehrheit für Recht hält. Da die Regierung nicht demo
kratiſch genug iſt, müſſen wir ſelbſtändig vorgehen. In anderen
Gemeinden (wie Magdeburg, Halberſtadt) ſei man noch viel
weitergegangen. Man ſtütze nicht immer auf das Recht.
Die Revolution habe auch mit dem Recht der Gottesgnaden
leuten aufgeräumt. Stadtv. Koe nen erwiderte, daß die von
dem Stadtverordneten Finger angeſchnittene Geldfrage hier
weniger ausſchlaggebend ſei, wie es für die ſtädtiſchen Körper
ſchaften ſchon in früheren Jahren der Fall geweſen ſei. Inner
halb ganz kurzer Zeit hat man Magiſtratsmitglieder zur Dis
poſition ſerTen müſſen, und auch nicht aus perſönlicher Recht
haberei, ſondern aus anderen Gründen. Das ſogenannte Recht
ſei nur ein in Paragraphen gefaßtes „Recht“.

Für den Antrag der m r m r Fraktion ſtimmten nur
unſere Genoſſen; die Rechtsſozialiſten ſchlugenden Bürgerlichen. Für den vom Stadtv. Kleeis
geſtellten Verwäſſerungsantrag, der von den unbeſoldeten
Stadträten „erwartet“, daß ſie der neugewählten Stadtver
ordnetenverſammlung ihr Mandat &7 Verfügung ſtellen,
ſtimmten außer den beiden ſozialiſtiſchen Parteien n etwa
acht Mitglieder der demokratiſchen Fraktion, ſo daß der Antrag
alſo mit großer Mehrheit zur Annahme gelangte. Warten
wir's alſo ab, was die Herren Stadträte von Dreiklaſſen
e ſich zu der Erwartung der Rechtsſozialiſten ſtellen

erden.
W x Albrecht hat namens der unabhängigen

die Anfrage an den
raktion

Magiſtrat geſtellt, ob dieſer bereits Ver
handlungen gepflogen habe dahingehend, daß die Landes
äger hier in Halle dauernd Garniſon nehmen

ollen. Von Herrn Stadtrat Engelke wurde die Anfrage kurz
in verneinendem Sinne beantwortet. Es wurde Beſprechung
der Anfrage beſchloſſen. Gen. Albrecht wies mit Nachdruck dar
auf hin, daß die Regierungstruppen des Generals Maercker
die uns ſeit Anfang
heit beglückten, es nicht verſtanden hätten, ſich die Sympathien
der Bevölkerun z gewinnen. Zahlreiche Klagen über das
Verhalten der Soldaten ſeien uns bis in die letzte Zeit hin zu
Ohren gekommen. Daher halte er ſich für verpflichtet, im
Intereſſe eines ſehr großen Teiles der Bevölkerung Klarheit
darüber zu ſchaffen, ob bereits Verhandlungen wegen der zu
künftigen Garniſon geführt ſeien. Jn den Truppen erblicken
wir das Wiedererwachen des neuen Militarismus, der zum
großer Teil ſchuld ſei an dem großen Kriegsunglück. Deshalb
müſſe dagegen angekämpft werden. Aber nicht nur darum
handle es ſich, ſondern vor allem auch darum, daß ſetzt bei der
herrſchenden Wohnungsnot die Argen Gebäude zu Wohn
un benutzt werden könnten. Redner will wiſſen, woher die

otiz in den bürgerlichen Zeitungen komme, daß Halle als
Garniſon gelten ſolle. Stadtrat Engelke betonte noch-
mals, daß keinerlei Verhandlungen ſtattgefunden hätten.

Gen. Oſterburg krätiſierte ſcharf das brutale Auftreten
der Nosketruppen und ſchilderte auch an ſprechenden Beiſpielen,
wie dieſe San das Eigentum „ſchützten“ durch Diebereien
und Beraubungen. Das und die vorgekommenen Verprüge
lungen ſeien Zuftände, die nicht gebilligt werden könnten. Mit
aller Tatkraft und Energie müſſe man ſich dagegen wenden,
daß ſolche Elemente ſich hier zu dauerndem Aufenthalt nieder
laſſen. Stadtv. Minner leiſtete ſich die unglaubliche
Dreiftigkeit, unter dem Beifall ſeiner Gefinnungsgenoſſen zu
ſagen die Behauptungen der Unabhängigen ſeien bewußte Un-
wahrheiten. Dieſer Ausfall wurde vom Vorſteher ſofort als
der parlamefftariſchen Ordnung zuwiderlaufend gerügt. Das
Bürgertum habe durch ſeinen Ausſchuß, ſo geſtand Herr Min-
ner, beim Reichswehrminiſter die Herverlegung der Landes-
jäger erbeten, weil Halle das mitteldeutſche Streikzentrum ſei.
Er und ſeine Freunde würden es mit Freude begrüßen, wenn
die Landesjäger noch lange hier blieben, und zwar in ſehr
ſtarker Zahl. Gen. Knauthe wandte ſich beſonders gegen

X

die Führer der Nosketruppen und wies nach, daß ſie völlig un-
fähig waren, die Plünderungen zu verhindern. Gen. Kürbs
gab den Verkeidigern der Weißen Garde den Rat, ſich mal bei
der Arbeiterſchaft zu erkundigen, wie ſie ſich zu den Soldaten
ſtelle. Während die Arbeiter dauernd hungern müſſen, leben
die Soldaten im Ueberfluß. Wochenlang habe man für die
Bevölkerung keine Butter gehabt, wohingegen die „L'rdnungs-
ſchützer“ täglich 60 Gramm beziehen. Deshalb ſo ſchnell wie
möglich fort mit jenen, die uns die wenigen Nahrungsmittel
noch wegſchnappen. Der Einwand, daß die Schutzleu'e infolge
Entwaffnung an der Ausübung ihres Dienſtes gehindert worden
wären, ſei hinfällzg. (Zuruf: Sie mußten ja ſtreiken!)
Stadtv. Keil bemühte ſich erneut, nachzuweiſen, daß die
Plünderungen von Angehörigen des Sicherhe tsregiments plan
mäßig verübt worden ſeien. Zugegeben müſſe werden, daß die
Schatzmannſchaft ihrer Pflicht nicht nachgekommen ſei. Jm
übrigen richtete der Redner ſehr ſcharfe Angriffe auf die
Unabhängigen. Und es wirkt deshalb im höchſten rade be-

daß gerade in dieſem Augenblick Herr Klaeis, der
ihrer der tsſozialiſten ſeinen Geſinnungsnachbarn mit

einem Schlußäntrag zu Hilfe kam mit der Begründung,
daß doch keine Einigung zu erzielen ſein würde. Trotz ener
giſchen Vroteſtes unſererſeits beſchloß der bürgerliche Reak-
r und ſeine „ſozialiſtiſchen* Helfer Schluß der

ebatte.
Stadtv. Kleeis begründete ſodann einen Antray: „Der

Magiſtrat wolle im Einvernehmen mit dem Kollegium eine
Stelle ſchaffen, der obliegt, große, den Zeitverhältniſſen ent
ſprechend nicht voll qusgenützte Wohnungen zu
ermitteln und ſie umfangreicher als bisher der Allgemein
heit dienſtbar zu machen. Die bisherigen Maßnahmen in dieſer
Richtung entſprechen nicht den durch die große Wohnungsnot
hervorgerufenen Bedürfniſſen.“ Die Angelegenheit wöge einer
beſonderen Kommiſſion überwieſen werden.

Genoſſe Gräfe beantragte, die Angelegenheit dem Arbeiterrat zu überweifſen, der es i gewiß im Jntereſſe der Wohnungs-
loſen er en ſein laſſen werde, freiſtehende oder nicht voll
genutzte Wohnräume ausfindig zu machen. Für deſen ver
nünftigen Antrag konnten ſich die Bürgerlichen in ihrem Haß

gen den Arbeiterrat natürlich nicht erwärmen. Auch die
echtsſozigliſten waren nicht dafür. Nachdem die Herren Herz-

eld und Balke ſowie Frl. Schrecker dagegen geſprochen und
ie Wohnungsdeputation bzw. den Kleinwohnungsausſchuß

empfohlen hatten, ſtellte diesmal Herr Keil, nachdem Herr Stadt
rat Könne noch eine kurze intereſſante Mitteilung gemacht hatte,
den Schlußantrag. Aus alter Gewohnheit ſtimmten die Herren
Rechtsſogialiſten gleichfalls dafür und damit gegen eirr weitere
Beſprechung der von ihnen ſelbſt angeſchnittenen Frage.

Der vom Gen. Koenen geſtellte Antrag auf Aend“ rung der
Anſtellungsbedingungen für Beamte, Angeſtellte und Arbeiter
wurde von der Tagesordnung abgeſetzt und an deſſen Stelle der
Vynkt 18: Mittel bewilligung zur Schaffung von
Kleinwohn nungen geſeht. Gen. Oſterburg berichtete
darüber namens de Haushaltsausſchuſſes, daß durch Beſchluß
im vorigen Jahre zum Zwege der Gewährung von Zuſchüſſen

ärz mit ihrer unerwünſchten Anweſen-
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verfügt; erh.lungen, fo daß der Betrag in Kürze aufgebraucht ſein würde
nn die Jerbandengee über die Anmietung von weiteren

Baulichkeiten zum Ausbau von Kl ungen,
bis 50 Kleinwohnungen 89 fen werden, zum Abſchluß
kommen, werden weitere 140 000 Mk. erforderlich ſein. Für
die Bauvorhaben des Bauvereins für Kleinwohnungen am
Mühlrain, an der Liebenauer und an der Merſeburger Straße,
welche die Errichtung von insgeſamt 184 h
Gegenſtand haben, ſeien von der Stadt insgeſamt 000
Mark u g zu den Ueberteuerungskoſten zu tragen. Außer
dieſen Aufwendungen entſtünden der Stadt noch weitere Aus
aben durch die Beſchaffung von Kochgelegenheiten in den von
rivatwohnungen abgetrennten Räumen. Auch ſonſt treten

ſtändig neue Anforderungen an die Stadt heran, die es not
wendig machen, daß der Magiſtrat jederzeit in der Lage ſei, über
bereite Mittel für r gepree verfügen zu können. Es
erſcheine daher erforderlich, daß nicht nur eine Summe bereit
eſtellt werde, wel zu ckung der Ausgaben für die zurzeithen ſchwebenden Proje re ausreicht, ſondern es müſſen darüber

hinaus noch gewiſſe verfügbar bleiben, damit der Magi
jederzeit die Möglichkeit habe, etwa ſich bietende Gelegen

iten zur Schaffung von Kleinwohnungen durch die Stadt aus
zunutzen, ohne erſt gezwungen zu ſein, die Bewilligung der dazu
erforderlichen Mittel beantragen zu müſſen. Der Magiſtrat
bittet daher, aus dem Kriegsfonds den Betrag von 1I Million
Mark für die von Zuſchüſſen zu Bauken zur
Schaffung von Kleinwohnungen und für den Ausbau vorhande-
ner en e Kleinwohnungen durch die Stadt ſelbſt zu
bewilligen den agiſtrat zu ermächtigen, ohne Sondervorlage
n Einzelfalſe die Zuſchüſſe zu gewähren und über den Ausbau
vorhandener Baülichkeiten ſelbſtändig zu beſchließen.

Das Kollegium war einmütig in dem Willen, dem Magiſtrat
den geforderten Betrag zu bewilligen, auch darüber, ihn zu er
mächtigen, in Einzelfällen ohne beſondere Vorlage ſelbſtändig
entſcheiden zu können. Eine längere Ausſprache entſtand nurdarüber, daß die Ermächtigung eine unbegrenzte ſein dürfe,

wie von unſerer Fraktion mit Recht verlangt wurde. Genoſſe
Albrecht verlangte, daß der Magiſtrat eine Vorlage machen
müſſe, wenn der erforderliche Betrag mehr als 5000 Mk. aus-
mache. Stadtv. Ge rig beantragte Erhöhung auf 10 000 Mk.
Es ſprachen noch Frl. Lamzge und Stadtv. Buſſe gegen die
Begrenzung. Gen. Koe nen wies mit Recht auf die andere
Zuſammenſetzung des Magiſtrats hin. Die Stadtverordneten
verſammlung müſſe ſich deshalb ihr Mitbeſtimmungsrecht in
weitgehendftem Maße ſichern. Zumal man den Arbeiterrat
auch hier von jeder Mitwirkung ausgeſchaltet habe. Nicht
einmal die Wohnungen ermitteln dürfe der Arbeiterrat.
Frl. Lan ge bemerkte, daß jede Anzeige über nicht genügend
genützte Wohnräume ſofort verfolgt würde. Nach endloſer Ge
chäftsordnungsdebatte entſchied ſich die nur aus den Sozia-
iſten beſtehende Mehrheit für den c Vorſchlag.
Ein Antrag auf Landerwerb am Advokatenweg wurde ohne

Debatte angenommen. Desgleichen der T irgg u Aufhebung
von Teilen der Jonas- und Canſteinſtraße. Von der Tages-
ordnung abgeſetzt wurde der Antrag wegen Neubaues einer
Handels und Gewerbeſchule, ſowie die beabſichtigte Bauflucht
linienänderung in der Rudolf-Haym-Straße. hne Debatte
wurden bewilligt die Mittel zur Bearbeitung von Kanaliſa-
tionsprojekten in Höhe von 50 000 Mark, für Jnſtandſetzungs-
arbeiten auf dem Nordfriedhof in Höhe von 12500 Mk., für
Kanaliſation der Tiefgebiete. Zur Beſchaffung von elektriſ
Ausrüſtungen für 20 Motorwagen und 40 Anhängewagen wur
den rund 700 000 Mk. und 49 420 Mk. nach den Anträgen des
Ausſchuſſes ebenfalls debattelos bewilligt. Die Verſammlung
gab ferner ihre Zuſtimmung zu dem Verkauf von Teilen der
Straßenbabnkraftſtation, wofür ein Angebot von 130 000 Mk.
vorlag. Einige Geſuche um Teuerungszulagen, Gewährung
einer laufenden Beihilfe, Bewilligung eines Zuſchuſſes zur
Kriegshinterbliebenenfürſorge, Verpachtungen und Ver-
mietungen, Annahme von Stiftungen wurden debattelos nach
den Anträgen der Ausſchußberichterſtatter genehmigt.

Die Vergebung der Anleihe in Höhe von 42 Millionen Mark,
zu der die Stadtverordnetenverſammlung nachträglich ihre Ge-
nehmigung zu erteilen hatte gab Gen. Koenen Anlaß, zu er
klären, daß die unabhängige Fraktion der Magiſtratsvorlage wohl
zuſtimme, daß für kommende Fälle aber darauf geſehen werden
müſſe, den erheblichen Zwiſchenprofit des Finanzkapitals der Stadt
zugute kommen zu laſſen. Der hinderliche, ſchwerfällige, bureau
kratiſche Apparat müſſe überwunden und die ſtädtiſche Sparkaſſe
in die Lage verſetzt werden ſolche Finanzgeſchäfte für die Stadt
zu machen.

Die Eingabe des Halleſchen Lehrervereins auf Räumung der
chulen für Unterrichts zwecke und der dazu von unſeren

Genoſſen geſtellte Antrag: Die Stadtverordnetenverſammlung er
ſucht den Magiſtrat, alle verfügbaren Mittel anzuwenden, um.
die Schulen vom Militär freizumachen und alle
Schulſtätten ſo ſchnell wie möglich für Bildungszwecke der
Jugend wieder herzurichten, entfeſſelte trotz der vorgeſchritte
nen Zeit eine recht intereſſante, und teilweiſe oper ziemlich
erregte Ausſprache zwiſchen unſeren Genoſſen und dem Ver-
treter der Schulverwaltung. Der Berichterſtatter Stadtv.
Buſſe trat dafür ein, den Antrag dem Magiſtrat „zur Be
rückſichtigung“ zu überweiſen, d. h. ihm ein beſſeres Begräbnis-
zu verſchaffen. Dem wurde vom Genoſſen Koenen lebhaft
widerſprochen, der energiſch dafür eintrat, einen bindenden.
Beſchluß zu faſſen und es nicht dem Magiſtrat zu überlaſſen.
zu tun, was ihm beliebe. Redner brach noch beſonders eine
Lanze für die Fortbildungsſchüler, die infolge militäriſcher
Belegung ihrer Schule obdachlos von einer Schule zur anderen
umherirren müſſen. Wenn man ſchon einer doppelten Be
legung der Schulräume das Wort rede, ſo ſeien dazu die Ränume
der höheren Lehranſtalten am beſten geeignet. Dieſe Be
merkungen riefen Herrn Stadiſchulrat Brendel wiederholt auf
den Plan, der mit recht viel Lungenkraft und künſtlicher Ent
rüſtung vom Recht für alle ſchwärmte. Gerade er habe
ſich das Wohl aller Schüler ſehr angelegen ſein laſſen. Jm
gleichen Tone ſprach noch Herr Hoe, während vom Magiſtrats
tiſche noch die intereſſante Mitteilung gemacht wurde, daß die
Bemühungen auf Freigabe der Kaſernen zu Wohnzwecken
allenthalben vergeblich geweſen ſeien. Erſt kürzlich habe Reichs
wehrminiſter Noske generell angeordnet, daß ſämtliche Geſuche
dieſer Art ohne weiteres abzulehnen ſeien. Zur höheren Ehre
des Militarismus. Gen. Hürbs wies auf den ſchlimmen
Zuſtand hin, in welchem ſich einige vom Militär benutzte Schul-
räume trotz der gründlichen Jnſtandſetzung und Ausgaſung noch
befänden. Es ſei r haarſträubend, was da in dieſer
Hinſicht ſeitens des Arbeiterrates habe feſtgeſtellt werden
müſſen. Nicht nur wegen des überhandnehmenden Ungeziefers,
ſondern auch in geſundheitlicher und ſittlicher Beziehung ſei die
Belegung der Schulen mit Militär eine direkte Gefahr. Die
meiſten Schulleiter erklärten unumwunden, daß ſie eine Ver
antwortung nicht mehr übernehmen könnten. Gen. Koenen
wies den für das gleiche Recht ſchwärmenden Schulrat Brendel
energiſch in die Schranken zurück, indem er betonte, daß jene
Herren kein Recht dazu hätten, vom gleichen Recht zu ſprechen,
die bisher ihre Herrſchaft auf des Geldſackes Macht aufgebaut,
die durch ihre ganze Politik dieſe verhängnisvolle Klaſſenſchei-
dung und Klaſſenverheßung betrieben und die ſchamloſe Benach
teiligung der Volksſchule auf dem Gewiſſen hätten. Und jene
Kreiſe erdreiſten ſich zu behaupten, wir betreiben unſere Arbeit
lediglich von parteipolitiſchen Geſichtspunkten aus. Nach einer
ziemlich gewundenen Bemerkung des Schulrates Brendel be
ſchloß die Verſammlung einmütig, den Magiſtrat zur Ergrei-
fung energiſcher Maßnahmen aufzufordern. Die Punkte 386,
36 und 87 (Beſchwerde über Straßenbahnbedienſtete, Geſuch deg
ſtädtiſchen Aufſehers bei der Kartoffelſtelle um Lohnausgleich
ſtädtiſchen Aufſehers bei der Kartoffelſtelle um Lohnausgleich
wurde vertagt bzw. durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt.

Syrechſtunde der Redaltion von 12 his 2 Uhr.
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Achtung! Jugend liche ſ
Ammendorf und Amg.

Mittwoch, den 4. Juni, abends 7* Ahr,
im Reſt. Burgſchlößſchen, Burg b. Ammendorf:

Große Jugendverſammlung.
*1031 Tagesordnung:
Stellung der Jugend zu den Parteien.
Referent: Genoſſe W. Dörr-Ammendorf, ehem. Mitglied
des ReichsArbeitsausſchuſſes der ſoz. Jugend Deutſchlands.

Jugendliche, erſcheint in Maſſen. Der Einberufer.
Zur Deckung der Unkoſten wird 10 Pfg. Eintritt erhoben.

luadh San Verin Bernhure,
Dienstag, den 3. Juni, abends S Uhr,
im „Halleſchen Hof“, Halleſcheſtr. 19:

Algheder-Versammlung,.

Tagesordnung;
Preſſ1. eſſe.2. Wahl der Delegierten zur Kreiskonferenz.

3. Anträge zur
4. Beratung des KreisſtatutEntwurfs.
5. Verſchiedenes.

Der Vorstand. J. A.: Schilling.

Für Oehster!
Ohbstleiternm liefert billigst
H. Kurze, Radewell.

Telephon: Ammendorf Nr. 96. *1038
n

h fürKeine Wanze mehr u.
nur mit Kammoevjager Berg's Nicodasl I u. II zu erziele
Jetzt beste Zeit zur Brutverniohtung.

Erfolg verblüffend. Kinderleieht anzuwenden. Gesets-
Heh gesehützt. Viole Danksehr. M. 2.--.

Ausreichend far 1--8 Zimmer und Betten.
Allein verkaufe r. Karl Kahnt, Gr. Ulriebetr. 51.

oder Postschecekkonto Berlin 31 286
portofr. Zusend. dureh Herm. A. Gr oes ei, Berlin,

Königgrätzer Strasse 49. *4

Bekanntmachung.
1000 (Eintauſend) Mark Belohnung
Am 28. Mai 1919, vorm. gegen 10 Uhr, wurde der

Eiſenbahnaushelfer Paul Gebhardt, Beeſenerſtr. 18 wohn
haft, der mit einer großen Summe Geldes von der Stations-
kaſſe in der Thielenſtraße nach der Beriebswerkſtatt in der
Berlinerſtraße unterwegs war und auf den Bahngleiſen
entlang ging, etwa gegenüber der Volkmannſtraße von einem
Manne in Soldatenuniform mit den Worten angehalten

Wenn Dir Dein Leben lieb iſt, dann gib die Taſche her!“
r b der Täter aus einer Armeepiſtole

Kal. 7,65) einen uß ab, der Gebhardt lebensgefährlich
verletzte. Es gelang dem Schwerverletzten aber, mit der
Geldtaſche zu entfliehen, während der Täter ſich gegen den

a Ender wandte, der Gebbardt begleitet hatte.
Ender iſt durch einen Schuß in den Rücken ebenfalls ver
letzt worden. Der Täter hat darauf die Flucht ergriffen,
ohne Geld erlangt zu haben. Er wurde kurze Zeit vor
der Tat gegenüber dem Grundſtück Volkmannſtraße 1 be-
obachtet, wie er ſein Fahrrad angeblich ein Damenrad
mit gelben Felgen an die Umzäunung des Bahngeländes
ſtellte, ſich an dem Zaun zu ſchaffen machte und ſchließlich
durch eine Lücke im Zaun auf den Bahnkörper kroch. Kurz
nach der Tat iſt er auf demſelben Rade nach der Berliner ſt
t Ludwig Wuchererſtraße, Richtung Reilſtraße zu
gefahren.

Der Täter wird wie folgt beſchrieben: 23—28 Jahre alt,
etwa 1,70--1,75 em groß, mit dunklem Haar, engliſch ge
ſchnittenen dunklen Schnurrbart, geſundem, ſchmalem,
braungebranntem Geſicht, dunkle Angenbrauen; er tru
eine graue Militäruniform, hohen Kragen am ffenrock,
Schirmmütze und Wickelgamaſchen mit ſchwarzen Schuben.
Für die rwittinns des Täters iſt von dem Herrn Re

gierungspräſidenten in Merſeburg eine Belohnung von
1000 Mark ausgeſetzt. Dieſe Summe kommt auch zur
Verteilung unter diejenigen, die zwar nicht den Täter ſelbſt
bezeichnen können, welche aber doch Umſtände, Wahr-
nehmungen und Anhaltspunkte zu den Akten 2 J. 1462/19
der hieſigen Staatsanwaltſchaft oder der Kriminalpolizei,
Dreyhauptſtr. 6, Zimmer 36 oder 88 mitteilen, die zur
Ermittlung des Täters führen.

Ueber die Verteilung der Belohnung entſcheidet der Herr
Regierungspräſident unter Ausſchluß des Rechtsweg

Halle a. S., den 30. Mai 1919.
Der Erſte Staatsanwalt. 1

Aetten m imaatnn.

la Mitte

Preis 20 vie Wer

von Lenin.
Preis 2 Mk. Porto 15 Pfg.
Was rennt um Dnabbängige

von den Rechtnoriahsten

von Marchionini.
Preis 30 Pfg. Porto Pfg.

MMIIIEeder Kommanirttsde Parke

Preis 13 Klar Porto via
krehung zum Sorlalimns.

Ein Manifeſt v. Otto Rühle.
Preis 1 Mk. Porto 5 Pfg.
Volkshuchhanclung,

Halle (S.). Harz 42144.

hennhon.

Gelegenheitskauf!
Offerieren wirklich trockenes
Holz, ca. 60000 Stck. Ziegel
bretter, ca. 35)(18 em ge-ſchnitten, per Ztr. 6.50 St.

ab Lager i Haus.
Artur Linäner,

Melanchlenslr. 45 (am Slechenbaus),
*1046 Fernruf 1450.:

Wie werde ich
bei einer

aus Anlaß des Krieges
erlittenen Beſchädigung

T verſorgt
Ein Merkbuch

für jeden Krieger bis zum
eldwebel aufwärts.

Preis 50 Pf. Porto 5 Pf.
Zu beziehen durch die

VollsBuchhandlung,
Halle, Harz 42/44.

Defekte So fas güatr.
kauft E. Dippolcdh,

Gr. Goſenſtr. 12. 1628

bewdnte Haupt

Zur Naturgeschichte
des Absolutismus.

Pro Serieo in Band gebunden
2.28 MK., Porto 1b Pfg.

Erhuältlieh in Heften à 30 Pfg.,
Porto b Pfg.

Zu beziehen dureh die
Volks-Buchhanclung,

Ralle, Harz 42/34. F.

t t lten, zu arerten nach
raße 1 I. r. erberen. 1531

rirpitz,
er Totengräber
der eutchen Fl.

Von Peorsius, Kap. z. S. a. D.

prelz 50 Pf. Parte Pft.
Zu beziehen durch die

Vallier alle
Harz 42

Fahrrath, aus la
mit Gummi, zu verkaufen.

1680 Friesonstr. H. p. r.

Wichtige Zengen geſucht.
Am 4. in 3 Uhr nachm. haben ein Soldat der

2. Sicherheits- Kompagnie und ſeine Braut mit dem Sicher
heitsſoldat Franz Zausah auf der Neuen Promenade
vor dem Zigarrengeſchäft von Kühnemund geſprochen.Zauſch wurde leid darauf von Regierungsſo
genommen, weil er geſchoſſen haben ſollte,

Der Soldat der 2. Kompagnie und ſeine Braut werden
gebeten, ihre Adreſſen in der Redaktion des Volksblattes

anzugeben. *1010hoflederne Bettade in mal
was Geld und Papiere, am Sonntag auf dem Wege

Fleißiges, ehrliches

vom Lande z. 1. Juli geſucht.
Lindner, Melanchthonſtr. 46.

z r e4 eugwat Bu weizertSie h 1042
Höbel Transporte

owie Speditionst ahronar ſachgemäß aus 2
Abert Ackermann,

De Dxtatur des Preletanats

Neu eingetroffene

Bauxwoüwaren.

h n 102Rohnessel60 om breit Neter 19, 60 H. 100

Blauleinen Meter 9s50
Creme-Baoumwollflonell 1460

1660

1060

Weiss Köperbaorchent

II

80 em breit Meter 17.50

1275

142
1650

1676

Boumwoll.Musselin
80 c. a breit e 9 99 Meter II.

Zephir für Blusen und Sporthewden

Meter 18.50
Blusenflanelle

80 em breit, Meter 10.50 16. 50 13. 50

mederne StreifenVoile Meter 18, 75
Blaoudruck groese Breite Meter

Haouskleiderstoffe
100 cm breit Meter
Koper-Satin 207100 em breit Moter

Wir bitten, unser

Spezial Schaufenster
zu begchten. 1541

Pruxmnsr a Benam

Grosse Viriohstrasse 32/23.

ein Kernmach

e

Arbertemarket

Redattenr-Geſuch.
Für unſer am 1. Juli neu erſcheinendes Barteibia c

Kreis Hansfold ſuchen wir
einen politiſchen ſowie einen Lokalredakteur.
Angebote unter Angabe der bisherigen Tätigkeit, Gehalts
anſprüchen erbeten an W. Ghristange, Kis leben.

Für ein Eiſenerzbergwerk in der Provinz Hannover

im Bergwerk tätig, zu günſtigen Bedingungen

gesuenht.
Meldungen im *1089Arbeitsamt Eisleben, Markt 21-22.

Der nächſte Transport geht am Dienstag, den 10. Junt, ab.

Leute zur Feldarheft gesnet

Reilstrasso 1608. *1045

70 feierte berglein

t. Tagehaue i. Ahraumhbetriehe
zu günſtigen Bedingungen

für Werke des Gelseltales
*10500 W ſofort geſucht. W

Meldungen im Arbeitsamt Clslobeon.

Einige Forms r

*1019

werden geogushkt.

Ab gelemteBergleute

über 19 Jahre alt, mindeſtens 3 Jahre praktiſch

er

Dauerwäsche Kragen
in vieles Formen u. Weoiten am Lager.
Vorhemden u. Manschetten.

Binder und Krawatten,
r vereedne Ancker, dezenkert preizwerl.

Rosente ger a allen Preislagen
Neun einxgetrofſen:

r Geld verdienen VM ſchwer, wer nicht den rechten Weg weiß,n aber loloht,
wer meine Anleſtungen beſitzt. Jeder Beſchäftigungsloſe
und Angeſte ndet ſofort eine paſſende äftigungen er mein Werk e a r

Wie gründe ich mir einen rentablen
r Haupt- oder Nebenverdienst. W

Säumen Sie nicht länger, ich will die Beſchaffung
tedem glichen und habe den Preis bei Einzahlunauf Poſtſcheckkonto s Nr. 49 118 auf nur 1.70 t

feſtgeſezt. Bei Nachnahme Porto extra.
F. Suppe, Papitz bei Schl. nditz.

Bekanntmachung.
Pfingſt-Perſonenverkehr.

Wegen Knappheit an Lokomotiven und Kohlen iſt die
Eiſenbahn nicht in der Lage, für den Perſonenverkehr zuPfingſten Sonderleiſtungen zu übernehmen. Mit urng

bleiben beim Reiſeantritt oder unterwegs muß errechnet werden. iAlle nicht unbedingt nötigen Reiſen müſſen daher unter
bleiben.

Halle (Saale), im Juni 1919.
Eifenbahndirektien.

100 Mark Belohnung
zahle ich demfenigen, welcher mir den Dieb nachweiſenkann, welcher mr In der Nacht vom 2.-3. Juni a
Stall, Sophienſtraße 40, zwei engliſche Kutſchgeſchirregeſtohlen hat. 1587

H. Langhotz, Friedrichſtraßze 6.

Anstchtskarten
empfiehlt die Volksbuchhandiung, Harz 4244.

Gelbſtändige Kuſtenmacher, Kaftenhelſer,

n tüchtige Karoſferieichloſer
geſucht. Zuzugserlaubnis iſt geſichert. Bewerbungen
mit Angabe bisheriger Tätigkeit und Anſprüchen an

(Fadrzeugfabrik Estelmann 4 Go., Nürnberg.

S Familien Nachrichten. J

Allg. Konſumverein
für Halle u. Amg. (e. G. m. b. H.)

Am Z3l1. Mai ſtarb nach kurzem Kranken
lager an den Folgen einer ſchweren Lungen-
entzündung der ſeit 1912 bei uns beſchäftigte

Bäcker

Guſtav Stemmler,
im 31. Lebensjahre.

Wir werden ihm ſtets ein ehrendes An

denken bewahren. 1523
Der Aufſichtsrat. Der Vorſtand.

Sonntag entſchlief ſanft nach iangem, ſchwerem Leiden Fmein lie 3 Miann, unſer guter Vater und Großvater

Loufs Harnisch
J im Alter von 63 Jahren.

glle, den 1. Juni 1918.6 J e n

Johanna Ha
di r ch 3 Uhr aut demDHie Beerdigung erfolgt Mittwo hr auSttrauden. Stieber Zugedachte Kranzſpenden

e aße 490 part.J vitte nach Seeben

Dankſagung.
Kgekehrt vom Grade unſerer früh

J daghingeſchiedenen Tochter, meiner lieben Mutter,
unſerer guten Schweſter, Schwägerin und

Frau Verig 6pieß
geb. Denkewitz

e wir allen denen, die ſie le Ruheeleiteten und ihren Sarg ſo reich mit Blumen
un dern nk. Herzlichen nkerrn ſtor Käſtner für ſeine troſtreichen

srte am Grabe. Vielen Dank ihren Arbeits
Kolleginnen und Kollegen der Zuckerraffinerie

letzte Gele n und Geldſpende.
ielen Dank dem HabrikarbeiterBerband für
n durch Abordnung am Grabe niedergelegien
anz.

Rietleden, den 1. Juni 1919.
Familie denkewit

und Tochter Rargarete Spleß.

ptterled war mein Glück,
s Mutter zig'pt du für mich.

iel zu früh biſt du dahingeſchieden,
warſt mir gutch war dein Kilca.

Eisenhütte Mückenberg
eide-- Dölau vorioron. Gegen Belohnung abzugebenFrau Zuohowskdb, naiſe, Spitzo 271 1632 Thomaſiusſtr. 15. Tel. 6648.

n Hückenhberg (Procinz Suchsen).
Ruhe ſanft!
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m e
Stadttheater.

Mittwoch, den 4. Juni 1919,
Anfang 7 Ende 10 Uhr:

Martha.
Over von Flotow.

Donnerstaq: Anfang 7 Uhr
Lohenxein. 1522

Kalbe Wilhelm
Mittwoch, den 4. Juni er.,

von 6 Uhr ad:

Kränzchen
des Vereins 1516

Ramneraäzchaitiche Einigkeit,

e. i SVollksparks
I Burgstrasse 27.
e HRorgen, Mitiwooh, den 4. Jun 1919,c abends Uhr eUnterhaltungs-Konzert

ausgolährts vom Soifert Orchester.

1534 Die Gecsohaäftslieitung.G
nen Altenburger Hof, nen
1536 Am Alten Markt.
rägllch Konzert des Damen-Sclon-Trio

Gecchwister Oblak.

Oberpollämger.
Heute, von 6 Uhr an: 1514

Krosser Haushall.
Neueste Tänze. Vorzügliches Ball-Orchester.

Vibsdoris Cegellvehaftstaus, Karlvtr. H.

Mittwoch von S Vhr an: 535deffentlicher gali.

C Walnana-
Operetten-Tneuter.

Anfang s Uhr. 15839
Fritz Steidl-Gesellschatt.

Die Hoeft tie

Pahadalcha

Grosaso Amzstattungesehan
mit Bildern von Berg.

Musik von Viktor Kolländor.
Casse von 46 ber.

RaostedoBa aschule (Oldbg.)
Meilster- u. Pollerkurse.
Austfünrl. Prograinin frei. *326

Verein Anſtedlung Mt, Halle.
Donnergtag, den 5. JInni, abends s Uhr,
im „Rilebecekbrän“, Grosser Berlin 14:3

eMitglieder-Verſammlung.
Um recht zahlreiches Erſcheinen erſucht Her Vorstand

leutc IohardeterBertend Halt
Miitwoenh, den 4. Juni or,, naahm. 4 Uhr,

im Letzten Oreior, Merseburgerstrasse
Vercummiung der In der Hetallindustrie
desenättgten Helzarbelter u. Mecdelltischler,

Tagesoränung:
Die Verhandlungen mit den Metaltindustriellen und

unsere Stellung zur Lohnifrage.
Vollzähkges Erscheinen ist unbedingt votwendig.

1538 Die Lokalverwat!tung.
2Ceiena u. Umgeg.

Mittwoch, den 4. Juni 1919, abends 8 Uhr,
in Stoyes Baſthof zu Teicha:an Voltsvergammlune

Tagesordnung:
Die Lebensmittelfrage.

Die Einwohner der Orte Teicha, Groitſch, Löbnitz und
r Männer und Frauen, werden erſucht, zu dieſer

r wichtigen Verſammlung vollzählig zu erſcheinen.
2515 Paar Arbeiterrat.

LiesSozialdem. Ver. U. S. P.
Oonnerstag, den 5. Juni, abends 3 hr,

n Rühs Gasthof:talfeger Versinmlune.

Anklite Vettnntwadangen

S nane. JeDer Verkauf von Marmelade beginnt am Mittwoch. den
4. Jnni. Für jede Perſon eines Haushaltes kann Vfund
abgegeben werden. Der Verkaufspreis beträgt 130 Pfg.
für das Pfuno. Die Käufer ſind verpſflichtet, bei denjenigen
Verkäufern die Maxmelade einzukaufen, bei welchen ſie
für den Bezug von Kolonialwaren in die Kundenliſten ein-
etragen ſind. Der Verkauf erfolgt unter Abtrennung der
darke 328 des Warenbezugsſcheines 22.
Halle, den 3 Junt 1919. Der Magiſtrat.

Städtiſcher Verkauf don Heringen
in der Talamtſchule, am Mittwoch, den 4. Juni 1919

h zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebens-
mittelſcheine mit den Nummern 63 500 bis zurück 61 501,
vormittags von 3--12 Uhr, und die Jnhaber der Nummern
61500 bis zurück 60001, nachmittags von 26 Uhr. Für
jede Perſon eines Haushaltes kann ein Hering zum Preiſe
von 60 Pfg. abgegeben werden. Papier oder Taſchen ſind
mitzubringen.

Halle, den 3. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Verkauf von gemiſchtem Törrobſt

in der Talamtſchule, am Mittwoch, den 4. Juni. Zir-
gelaſſen zum Einkauf werden die Jndaber der Nummern
der Lebensmittelſcheine 34 501-—40 000, vormittons von 8
bis 12 Uhr, und die Jnhaber der Nummern 40 001 46 000
nachmittags von 2—6 Uhr. Für jede Perſon eines Haus-
holtes kann Pfund zum Preiſe von 1 Mark für das
Viertelpfund abgegeben werden. Dos Dörrobſt iſt vor dem
Kochen 24 Stunden in kaltem Woſſer aufzuweichen.

Holle, den 3. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Verkauf von Pudding- und Backpulver

in der Talamtſchule, am Mittwoch. den 4. Juni 1919
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebens-

mittelſcheine mit den Nummern 34591 40000, vormittags
von 8- 12 Uhr, und die Jnhaber der Nummern 40001 bis
46 005, nachmittags von 2-6 Uhr. Für jede Verſon eines
Haushaltes kann ein Vaket Puddingpulver zum Preiſe von
40 Pfg. und ein Paket Backpulver zum Preiſe von 10 Pfg.
abgegeben werden.San den 3. Jnni 1919. Der Magiftrat.

Diejenigen Haushalte, welche den ſeinerzeit an Kinder
W Verteilung gelangten Fruchtſirus noch nicht abgeholt
aben, werden aufgefordert, denſelben nunmehr in dem

Geſchäft der Fa. Holtzhauſen, Leipziger Straße 1, innerhalb
2 Tagen abzuholen. Eine Nachlieferung nach Ablauf des
genannten Termins kann nicht ſtattfinden.

Halle, den 3. Juni. Der Magiſtrat.
Der Verkanf von Quark

erfolgt am Mittwoch, den 4. Juni, auf den Abſchnitt 12
für die eingetragenen Kunden in den Verkaufsſtellen desMolkereibeſigers John, Gr. Gofenſtr. 17 und Kl. Ulrich-
ſtraße 26 und in der Verkaufſtelle der Niemberger Moi
kerei, Lindenſtr. 2; an letzterer Stelle nur nachmittags
von 2—6 Uhr. Auf jeden Abſchnitt wird Pfund ab-
gegeben. Die abgetrennten Abſchnitte ſind bis 7. Juni
abzuliefern.

Der Magiftrat.Halle, den 3. Jnni 1815.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche

Kundenliſten eingereicht haben, werden hierdurch auf-
efordert, bei den von ihnen gewählten Großfirmen den

in dieſer Woche zum Verkauf gelangenden Reis am Mitt-
woch, den 4. Juni und am Donnerstag, den 5. Juni, ab-
zuholen. Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs
erfolgt ſpäter.

Halle, den 3. Juni 1019. Der Magiſtrat.
r cceeeeer-—52-—-2-—S Merssvurg- SUeberſicht über den Verkauf der Mager- und Butter-

milch für die Stadt Merfeburg vom 2. bis 14. Juni.
Wontag, 2. Juni: Albert, Kregſchmar; Dienstag, 3. Juni:

Fiſcher, Kötteritzſch, Trommer; Mittwoch, 4. Juni: Frahnert,
Kunecke; Donnerstag, 5. Juni: Konſum L, Teichmann,
Schulz; Freitag, 6. Juni: Vogel, Näther; Sonnabend,
7. Juni: Schanze, Konſum G; Miontag, 9. Juni: 2. Pfingſt-
feiertag; Dienstag, 10. Juni: Albert, Kretzſchmar, Fiſcher
Mittwoch, 11. Jnni: Kötteritzſch, Trommer, Frahnert;
Donnerstag, 12. Juni: Konſum IL, Kunecke, Teichmann;
Freitag, 13. Juni: Schulz, Vogel, Näther; Sonnabend,

Schanze, Konſum 6. *1032Amtliche Annahme und Verkaufsſtelle für Altleder
und getragene Schußwaren

Werſeburg, Karlſtraße 4, Fernſprecher 591.
Mittwoch, den 4. Juni vormittags von 9 bis 12 Uhr
S Dort werden auch getragene Kleidung und

zäſcheſtücke gegen angemeſſene Bezahlung angenommen.

M. 880/19. *1032 Der Magiſtrat.
Die Gewerbeſteuertolle des Gemeindebezirks Merſeburg

für das Veranlagungsjahr 1919 liegt in der Zeit vom 10.
bis 16. Juni 1919 im ſtädtiſchen Steueramt, Rathanus,
Zimmer I9, zur Finſicht aus. Die Einſicht iſt nur denTieuerpflichtigen des Beranlagungésbezirtks geſtattet.

Meriſeburg, den 830. Mai 1919. *1032
Geſch. Nr. 3176/19. Der Magtftrat.
Ertzözung der Mieten Zer ſtädtiſchen Elektrizitätszähler.

Laut Beſchluß der ſtädtiſchen Körperſchaften wird dir
Miete für die ſtädtiſchen Elektrizitätszähler mit Wirkung
vom 1. April 1919 ab erhöht. Die Sätze für die einzelnen
Zählergrößen ſind in Zukunft die folgenden Einfachtar
zähler ohne Höchſtverbrauchsanzeiger für Wechſelſtrom 127
bzw. 220 Volt 3 Amp. 0,60 Mk. je Monat, 5 Amp.
0,85 Mk. je Monat, 10 Amp. Mk. je Monat
Einfachtarifzähler mit Höchſtverbrauchsanzeiger bzw. Doppel
tarif für Wechſelſtrom 127 bzw. 220 Volt. 3 Amp.
1, Mk. je Monat, 5 Amp. 1,20 Mk. je Monat, 10 Amp.

1,45 Mk. je Monat. Drehſtrom-Vierleiter-Zähler,
Dopveltarif 3 127 bzw. 3 220 Volt. 3 Amp. 1,45 Mk.
je Monat, 5 Amvp. 2, Mk. je Monat, 10 Amp.
2,60 Mk. je Monat, 15 Amp. 9, Mk. je Monat,26 Amp. 3,50 Mk. je Monat, 25 Amp. 4, je Monat,

35 Amp. 4,75 Mk. je Monat, 50 Amp. 5.50 Mk. je
Monat, 75 Amp. 6,60 Mk. je Mongt, 100 Amp. 9,

Der wichtigen Tagesordnung wegen iſt das Erſcheinen Mark je Monat, 1660 Amp. 12, Mt. je Monat.aller Wiuglieder erwünſcht.

1035 Zu VIII. 76 19. *1082Der Vorstand Mexſeburg, den B. Mai 1039. Der Magiſtrat.

Amm neS

in

a

AS Ab heute:
Verworrene Gege.
Kriminaustische Begebenhen in 5 Akten.

e

e

h

VDer neugeborene Vater.
Lnatspiel in 5 Akteo

1524

Voranzeigel!
Ab Freitag,

as grosse Festtags- ProgrammJ

a Henny Porten s
r in

Die blaue Laterne.
e

e reeeeeeececeelFestsäle „Goldener Hirsch“
Leipzigerstr. 63 *1028 Fernsprecher 5983.

NMittwoch, den 4, Janl, von abends 6 Uhr an

Oeffentlicher Tanz
Achtung Vereine.

Prachtſaal Heidepark
am 7. Juni noch frei

1521 Der fonhaber.7 rZu Pfingsten
Seidene Bander Breite s 9 12 20
in marine, rot, hellblan Mitr. 85 95 1.40 2.95
Hauben- u. Stirnnetze in all. Farben

Stück 1.35
j. tu rm 98 4.95 6.80

Strumpfhalter far Kiader, Paar 1. 15 1.65

Strumpf-Gummiband Neter 5.75
Kinder- Kragen weiss

mit Stickerei Stück 1.45 1.95 2.10
Kinder- Garnituren 2.50 3.75 4.50

weiss mit Stickerei, Stück

Kieler Knoten Stück 75 1.25 1.45
Wir bitten unsere Schautenster zu beachten.

BrumwmeräBepjamin
Große Ulrichstraße 22/23.

642 J22 Randwagen
wur gute Ausführung, Uetert preiswert

H. Kurze, Radewell,
*1037Telephen: Amen üobrſf r. v0.

4 o 4 4 re 4 4 t J ne h 2 Fica JJ 4 J 7 m 4 22 n 9 ne e 4 n e 434 ß v 4 r e

4 3 d

er 2re We

i n 9La

Huhn
Operett. Gastapiel

des Kölner 2Metropol-Thenters.
Tugl. abds. s Uhrcodle lerche

Singt
Operette v. Fr. Lehaàär.
wumsa III Sturm a.
Vorverk. 9-1 u. 7.

S

Bad Wittekineu winekihu,
Mittwoch. den 4. Juni 1919,
*1043 abends 8 Uhr:
Extra -Konzert,

ausgeführt von der
Kapelle des Füns.- Kgis. Nr. 86.

Leitung:
Kapellmerster Otto Haupt.

Hintritteapreise:
für Krwachaeue 75 Pfg.,

Kinder 40Naohrahbluog f. Abonnenten
Erwachséte 50, Kinder 25 P.

Fahrradmantel u.-Schlauch
aufs Land zu vertauſchen.

die Exped. d. Bl. 1529
Einen schönen Schmuck

kaufen Sie billig bei
t. Sohiodlier.

UVbren u. Goldwarenhandlg.,
Kleine Ulrichstrasse 35.

BRrillantohrringe.
Weiss Friseur-Jacketta, qute
Friedensware, zu verkaufen.
1518 Dietzel. Zietenſtr. 36.

laderwädcte

wieder eingetroffen.

M
Leipzigerstr. 71.

koptedlen zur Anschaftung:

Die Schuld am Weltkriege

von Fürſt
Preis 80 Pfg., Porto 6 Pfg.

Schuld und sühne
von Kurt Eisner. Preis
40 Pfg., Porto 5 Pfg.

Karl Liebknecht und Roſa
Luxemburg
von Dr. Max Adler. Preis
60 Pfg., Porto 5 Pfg.

Der Staatsbankerott in Deutſch

land unverweidlich

von Waldemar Haefner-
ris l. Mk.,

Die Sozigliſtiſche Volks
wehr
mit Vorwort v. E. Däumig.
Preis 50 Pfg., Porto 6 Pfg.

Sozialdemokratie und ſtagts
Märgerliche Erziehung.

Geſchichtlich, ſoſtemattſch
und kritifrh dargeſtellt von
Robert Seidel. Zürich 19 81
Preis 8. k., PortoSollsbuchhandlung,

Halle a. S., Harz 42/44.
Ausgabe von Mager- und Buttermilch

in der Woche vom 2. bis 7. Juni d. J. in ſämtlichen Ver
kanfsſtellen. Es werden an Mager- und Buttermilch zu
geteilt: auf Felder 23, 24 und 25: ſoweit dieſe noch nicht

berechtigten Liter.
Merſeburg, den 31. Mai 1916.

L. A. II. 1520/16. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Se Sienburg. SWieſenverpachtung.
Die ſtädtiſchen Wieſen in der Schießbansaue, Schloß

aue, Bartolomänsaue und der Kültzſchauer Flur, ſowie
die Grasnutzung in den Holzbeſtänden der Schießhang-
aue und der Vartolomänsaue und auf den ſonſtigen
Grundſtücken ſollen

Mittwoch, den 4. Juni 1819, vormittags 9 Uhr,
im Reſtaurant Guſtav Klinge, meiſtvietend verpachtet

W r *996Eilenburg, den 28. Mai 1919. Der Magiſtrat.

belieſert ſind, ſowie auf Feld 26 für alle Verſorgungs-
*1032

sozialdemokratiſcher

Verein (U. 6. P. D.).
diſtrikt Ammendorf.

Nachruf.
Fonteß den 25. Mai,

ſtarb unſer langjähriges
Mitglied 1517
dern Kräte
im Alter von 30 Jahren.

Ehre ihrem Andenken!

Der Vorſtand.
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